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Der ehemalige SP-Staatsrat
Peter Bodenmann hat erste
Schritte zur finanziellen Sa-
nierung der WEG unternom-
men und Wege für eine Ge-
samtsanierung aufgezeigt.

Doch die Schuldenmacher
verhinderten aktiv den not-
wendigen Zusammenschluss
der Walliser Verteilwerke und
tanzen um den eigenen Kirch-
turm; angeführt von Rolf
Escher, dem Visper alt Prä-
fekten Willy Fux und den

(ktm) – Mit dem Kauf der RHOWAG-Aktien zum überrissenen Preis
von 300 Millionen haben die Vertreter der C-Parteien die Walliser
Elektrizitätsgesellschaft (WEG) in den Sumpf geritten. Der Sanie-
rungsbedarf beträgt 150 Millionen. Heute drücken sie sich vor
der Verantwortung und fordern von SP-Staatsrat Thomas Burgener,
die marode Gesellschaft endlich zu sanieren.

schwarz-gelben Kopfnickern
im WEG-Verwaltungsrat.

Mittlerweile läuft die
Strommarktöffnung und die
Reorganisation der Strom-
branche auf vollen Touren.
Experten schätzen, dass von
1200 Elektrizitätswerken in
der Schweiz deren 10 bis 20
übrig bleiben. Ohne Zusam-
menschluss der Elektrizitäts-
werke auf Kantonsebene hat
die Walliser Stromwirtschaft
keine Chance, eigenständig

zu überleben. Dann wäre je-
der Sanierungsfranken zum
Fenster  hinausgeworfenes
Geld!
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«Die gegenwärtige Diskussion um
die Spitalpolitik ist eine gute Gele-
genheit um Visp gegenüber einmal
ein Exempel zu statuieren!» Wer
das sagte ist nicht irgendwer, son-
dern Pierro Planche, Stadtpräsident
von Brig-Glis. Und er sagte es nicht
irgendwo zur vorgerückten Stunde
in einer schummeligen Bar, sondern
an einer Informationsveranstaltung,
zu welcher Vertreter/innen von 39 Ge-

meinden der Spitalregion samt den
Präfekten und den Grossräten gela-
den waren. Der Stadtpräsident von
Brig-Glis will allen Ernstes den
Vispern eins auswischen damit die
Visper auch einmal merken wer die
Briger sind. Unglaublich. Wer auf
diesem Niveau politisiert, sollte sich
umsehen, ob nicht in irgendeinem
Hasenzüchterverein noch ein Vor-
standsmitglied gesucht wird.

Stoppt der neue Postdirektor Gygi den Kahlschlag bei der Post?  Seite 6

Hetzkampagnen auf Kosten
der Steurzahler/-innen
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Heilige Kühe grasen selbstgerecht im eigenen Garten.

«Nicht die Stromverteiler ha-
ben die WEG in die Misere
geritten,» spielt Rolf Escher,
Präsident des Elektrizitäts-
werkes Brig-Naters (EWBN)
den Ball zur Sanierung der
WEG an Staatsrat Thomas
Burgener weiter und weist
damit auch jede Schuld am
150 Millionen-Debakel von
sich. Jetzt sei Staatsrat Bur-
gener am Zug und solle «end-
lich mit der WEG-Sanierung
vorwärts machen.» Eine un-
geheuere Aussage und Forde-
rung, wenn man bedenkt, dass
die Schwarzen und Gelben im
Verwaltungsrat und unter den
Gemeindeaktionären die WEG
in den Sumpf geritten haben
und seither jede wirksame
Gesamtsanierung mit Störma-
növern verhindern.

Die Schuldenmacher
Ursache der heutigen Ver-
schuldung ist der Kauf der
RHOWAG-Aktien von der

Zuerst Schulden machen, dann kneifen…

Das scheinheilige
Doppelspiel
der Schwarzen
und Gelben
(ktm) – Das 150 Millionen-Loch der Walliser Elektrizitätsgesellschaft
(WEG) geht auf die Kappe der Schwarzen und Gelben. Jetzt fordern sie
von SP-Staatsrat Thomas Burgener eine rasche Sanierung ihrer maroden
Gesellschaft, verhindern gleichzeitig eine wirksame Gesamtsanierung
und weisen alle Schuld von sich.

Alusuisse zu einem überris-
senen Preis von 300 Millionen.
Im damaligen Verwaltungsrat
(1993) der WEG gaben die
Vertreter der C-Parteien den
Ton an: Hans Wyer, Bernard
Bornet, Daniel Lauber, Franz
Hildbrand, Anton Arnold, Nor-
bert Brenner, Gilbert Debons.
Im Verwaltungsrat sass aber
auch der Stromverteiler und
Direktor des EWBN, Anton
Schwestermann, was Eschers
Behauptung widerlegt. Am
23. August 1993 stimmte der
Verwaltungsrat dem Kauf der
RHOWAG-Aktien für 300 Mil-
lionen «einstimmig» zu. Auch
die Generalversammlung der
Aktionäre, mehrheitlich Ge-
meindevertreter der C-Parteien,
stimmte am 24. September
1993 für den folgenschweren
Aktienkauf. Als damaliger
Stadtpräsident von Brig-Glis
hat auch Rolf Escher den fol-
genschweren Kauf unterstützt.
Der zuständige Staatsrat war

Wilhelm Schnyder. Auch er
war für den Kauf. Einzig die
SP-Gemeinderäte Thomas
Burgener und German Eyer
stellten sich mit Wortmeldun-
gen gegen den Kauf.

Die Verhinderer
Der damalige SP-Staatsrat Pe-
ter Bodenmann hat im März
1998 den Weg für die Gesamt-
sanierung der WEG vorge-
spurt: Das Aktienkapital der
WEG wurde von 90 Millio-
nen auf 200 Millionen aufge-
stockt. Zudem kann die WEG
zukünftige Kredite durch eine
Staatsgarantie absichern las-
sen und kommt so zu niedri-
geren Zinsen. Die finanzielle
Sanierung der WEG erfordert
auch einen Umbau der Walli-
ser Stromwirtschaft. Dazu hat
Bodenmann den freiwilligen
Zusammenschluss der Elek-
trizitätswerke zu einer kan-
tonalen Verteilgesellschaft
«Wallis Energie» vorgeschla-
gen. Dann haben die Ober-
walliser Energiepartner unter
der Leitung von Rolf Escher
und dem Visper alt Präfekten
Willy Fux das Modell «Wal-
liser  Energiebeteiligungs-
gesellschaft  Gesellschaft»
(WEBAG) ins Spiel gebracht,
welches die Eigenständigkeit
der einzelnen Verteilwerke
zementiert. Nur die Strom-
überschüsse sollen statt auf
dem  Spotmarkt  im  Wallis

Die Oberwalliser C-Vertreter
im WEG-Verwaltungsrat
(Stand 31. Dezember 1998)

– Norbert Brenner, Grossrat, Steg
– Claude Bumann, Gemeindepräsident, Saas-Fee
– Franz Hildbrand, alt Nationalrat, Gampel
– Konrad Kreuzer, alt Gemeindepräsident, Oberwald
– Andreas Schmid, Grossrat, Gemeinderat, Naters
– Anton Schwestermann, Direktor EWBN, Brig-Glis

Strommarktöffnung und WEG aktuell
• Grosser Rat:

WEG-Sanierung in der Mai- oder Juni-Session
• WEG-Kommission:

Zur Zeit Diskussion des WEG-Berichtes
• Nationalrat:

Elektrizitätsmarktgesetz in der Frühlingssession
• Ständerat:

Elektrizitätsmarktgesetz in der Herbstsession

Albert der Grosse
Wer hätte das gedacht. Der
neue Chef und Verwaltungs-
ratspräsident der ehemaligen
Walker-Imoberdorf AG ist Al-
bert Bass. Durch den Zusam-
menschluss mit der Valconsult
AG kommt Bass zu einem
neuen Pöstchen. Immer und
überall wo Not am Mann –
Bass ist zur Stelle. Der ehe-
malige CSPO-Grossrat und
aktive gelbe Kassier ist als
Hansdampf in allen Gassen
dabei. Vor allem bei Firmen
mit grossen Problemen. Trotz-
dem überrascht die Selbstein-
schätzung des gelben Treu-
händlers. Gemäss Bericht des
Chefredaktors des Walliser
Boten stellte Bass sein Impe-
rium wie folgt dar: «Albert
Bass benützte die Gelegen-
heit, um die weltweite Vernet-
zung seines Betriebes in 85
Ländern mit 510 Niederlassun-
gen und über 17 000 Mitarbei-
tern zu skizzieren». Da kön-
nen wir nur neidlos gratulieren,
lieber Albert, weiter so. (ra)

Sensation
perfekt – niemand
schaute hin
In der Februarsession geschah
im Grossratssaal in Sitten ein
mittelprächtiges Wunder. Der
Grosse Rat überwies eine Mo-
tion der SP Unterwallis für

eine kantonale Mutterschafts-
versicherung. Dieses ausser-
gewöhnliche Ereignis stiess in
den grossen Schweizer Tages-
zeitungen auf grosse Beach-
tung. Einzig die Walliser Me-
dien kümmerten sich kaum
für die neue und erfreuliche
Weichenstellung in der Mut-
terschaftsversicherung. Des-
halb sei es hier gesagt: 14 Wo-
chen Erwerbsausfall für alle
erwerbstätigen Mütter. So lau-
tet der Auftrag des Kantons-
parlamentes an die Walliser
Regierung. Für einmal über-
nimmt der Walliser Grosse Rat
in der Schweiz eine Vorreiter-
rolle. (ra)

Der schwarze
Schwenker
In der letzten Grossratssession
verlangte die CVP durch ih-
ren Boss die Staatsratssitze
von 5 auf 7 zu erhöhen. Die
Minderheitsparteien wehrten
sich in der Debatte gegen die-
se unsinnige Aufblähung des
Verwaltungsapparates. Die
Oberwalliser Schwarzen hiel-
ten sich bedeckt und warteten
vorerst ab, aus welchen Rich-
tungen der Wind pfeift. Als sie
merkten, dass der Vorschlag
ihres Chefs in der Abstimmung
keine Chance hatte spran-
gen sie auf den fahrenden Zug
und stimmten geschlossen ge-
gen den CVP-Vorschlag. Ein-

zig die Gelben stimmten wie
ein Herz und eine Seele für die
Erhöhung der Staatsratsitze auf
sieben. Offenbar trauen sie sich
nach der Zeit von Willy Schny-
der nicht allzuviel zu. (ra)

Altbekannte
Klientelpolitik
Für neue Pöstchen sind die
Schwarzen und Gelben immer
zu haben. Das entspricht ei-
ner langjährigen Tradition der
schwarzgelben Parteipolitik.
Mit der Besetzung von neuen
Posten durch eigene Leute
kann die Wählerklientel be-
stens bei Laune gehalten wer-
den. Als es im Februar im
Grossen Rat darum ging die
Zahl der Untersuchungsrich-
ter im Kanton zu erhöhen,
stimmten die wackeren Män-
ner und Frauen der Gelben
und Schwarzen unisono dafür.
Warum wohl? (ra)

Der quirlige
Wenger Albi
Präfekt des Bezirkes Östlich
Raron ist der quirlige Albert
Wenger. In der letzten Gross-
ratssession machte er einen
Ausflug nach Sitten. Ihn inte-
ressierte die Debatte über die
Gondelbahn in Ried-Mörel.
Von der Zuschauertribüne
blickte Wenger stolz auf die
Deputierten seines Bezirkes:

FDPO Grossrat Werner Salz-
mann aus Mörel amtete als
Berichterstatter und CVPO
Grossrat Zurschmitten aus Fi-
let machte sich stark für die
nachträgliche Subventionie-
rung der Bahn. Dass die Bahn
schon seit drei Jahren funktio-
niert und der Grosse Rat erst
jetzt über die Subventionen
debattiert kam dem Präfekten
Albi Wenger etwas kurios vor.
So etwas hätte es in seiner Zeit
im Gliser Zeughaus nicht ge-
geben. Wenger war trotzdem
froh, dass der Grosse Rat zu-
stimmte. (ra)

Smily Willy
Staatsrat Wilhelm Schnyder
reiste einst für Olympia 2006
um die halbe Welt. Vergeblich.
Jetzt wollen gleich drei Regio-
nen – Graubünden, Berner
Oberland, Montreux – sich für
die Durchführung der olym-
pischen Winterspiele 2010 be-
werben. Statt den Olympiapro-
motoren klaren Wein einzu-
schenken, verteilt Schnyder
Willy Ratschläge und weckt
Hoffnungen für die Winter-
spiele 2010. Dabei sollte doch
selbst dem stets lächelnden
Staatsrat in der Zwischenzeit
klar sein, dass vier Jahre nach
Turin eine Region in unmittel-
barer Nähe vom Piemont vor
den IOC-Delegierten nicht den
Hauch einer Chance hat. (ra)

Kalte Suppe
Das Zeughaus in Sitten wird
für viele Millionen renoviert.
Anlässlich der Debatte im
Grossen Rat wehrte sich SPO-
Suppleant Tony gegen die
Kasernensanierung. Der «kal-
te Krieg» sei zu Ende und dar-
um müsse für eine Renovation
ein überarbeitetes Nutzungs-
konzept ausgearbeitet werden.
Der sonst eher etwas träge
Staatsrat Fournier zeigte sich
für einmal schlagfertig und
konterte die Einwände von
Tony Schmid: Bei der Reno-
vation gehe es nicht um den
«kalten Krieg» sondern viel-
mehr um die «kalte Suppe»
die in der völlig veralteten Ka-
serne zubereitet und serviert
werde. Fournier hatte die La-
cher auf seiner Seite und der
Rat stimmte der Renovation
zu. (ra)

selbst verkauft werden. Den
Oberwalliser  Energiepart-
nern und deren C-Vertreter im
WEG-Verwaltungsrat ist es
gelungen, vorerst das Modell
«Wallis Energie» zu bodigen
und das WEBAG-Modell un-
ter dem irreführenden Namen
«Neue Strukturen» zu instal-
lieren.

Die Scheinheiligen
Eine einzige Stromgesellschaft
von Oberwald bis zum Gen-
fersee lehnen die Oberwalliser
Energiepartner kategorisch
ab. Als schlechte Beispiele für
eine kantonale Lösung nennt
Escher «die marode WEG und
das Debakel der WKB.» Doch
die Ursache des Debakels war

nicht das Kantonsmodell, son-
dern die gigantische Miss-
wirtschaft der C-Parteien. Die
Oberwalliser Energiepartner
stellen sich offen gegen den
Zusammenschluss aller Wal-
liser Verteilwerke und damit
auch gegen eine erfolgver-
sprechende Sanierung und
Restrukturierung der hochver-
schuldeten WEG. Der Walliser
Stromwirtschaft droht so das
Schicksal der Lonza und Alu-
suisse: Die Verteilwerke werden
von ausserkantonalen oder eu-
ropäischen Werken aufgekauft,
die Entscheidungen werden in
den grossen Zentren getroffen
und die Erträge aus der Nut-
zung der Wasserkraft werden
aus dem Wallis abgezogen.
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Richtigstellung
In der Ausgabe vom November 1998 zitierte die «Rote An-
neliese» aus einem Rundschreiben, welches Werner Boden-
mann an Mitglieder des Grossen Rates gerichtet hatte. Darin
warf Bodenmann Werner Dr. Perrig Werner vor, ihm ein
Sperrkonto geplündert und einen erheblichen Vermögens-
schaden zugeführt zu haben. Bodenmann Werner wurde
wie folgt zitiert: «Mein Vetter Werner Perrig ist ein Schlettrig».

Eine auf der Grundlage dieser Vorwürfe von Bodenmann
Werner eingereichte Forderungsklage wies das Kantonsge-
richt ab. Das Bundesgericht bezeichnete eine Berufung Bo-
denmanns gegen das Kantonsgerichtsurteil als aussichtslos.

Die «Rote Anneliese» hält fest, dass Dr. Perrig Werner
das Konto des Bodenmann Werner nicht geplündert hat,
sondern Bodenmann Werner den eingeklagten Betrag viel-
mehr erhalten hat. Die «Rote Anneliese» nimmt die dies-
bezügliche Darstellung in den Ausgaben vom November
1998 und Januar 1999 als unwahr zurück. (ra)

In eigener Sache
Im letzten Jahr beschäf itgte sich
ds’Lisi vorab in den verschiedensten
Wahlkämpfen. Die «Rote Anneliese»
erschien deshalb weniger regelmässig
als auch schon. Jetzt ist ds’Lisi wieder
voll da. Und hat die Redaktion erst
noch ausgebaut: Der freie Journalist
Kurt Marti aus Brig arbeitet ab sofort
als Redaktor für die «Rote Anneliese».

Marti bietet Gewähr, dass die vielen Ungereimtheiten und
Mauscheleien in diesem Kanton gelüftet werden.

PS: In dieser Ausgabe finden sie den Einzahlungsschein
für die Abo-Erneurung 2000. Mit der Überweisung des Abo-
Beitrages sorgen sie dafür, dass der einzigen Oppositions-
zeitung im Oberwallis die Stimme nicht ausgeht. Herzli-
chen Dank.

Kurt Marti
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Rolf Eschers Antwort
auf die Strommarktöffnung:

«Das EWBN kann
alleine ganz gut leben»

3

4

5
6

Finanzielle Sanierung:
Wenn der Kanton mit 150 Millionen das WEG-Loch stopft, muss er Gewähr haben, dass das
Geld nicht zum Fenster hinaus geht. Ohne kantonalen Zusammenschluss der Elektrizitäts-
werke ist die Walliser Stromwirtschaft zu schwach, um der Marktöffnung standzuhalten.
Die Verteilwerke würden eines nach dem anderen von auswärtigen Werken aufgekauft. Ziel
der finanziellen und strukturellen Sanierung muss eine starke und eigenständige Walliser
Stromwirtschaft sein.

Gründung einer Walliser Produktionsgesellschaft:
Sämtliche Wasserkraftwerke, welche im Besitz der heutigen Verteilwerke sind, werden in
eine einzige Produktionsgesellschaft zusammengeschlossen. Die Wasserkraftwerke profi-
tieren von der Energieabgabe, falls diese im Herbst vom Volk angenommen wird. Die Was-
serkraftwerke, welche nach der festgelegten Frist an die Gemeinden oder den Kanton heim-
fallen, werden in die Produktionsgesellschaft integriert. Die Produktionsgesellschaft garan-
tiert einen effizienten Auftritt gegen aussen.

Gründung einer Walliser Verteilnetzgesellschaft:
Damit der Markt funktioniert, muss das Verteilnetz (Monopol) und das Endkundengeschäft
(Einkauf, Verkauf, Dienstleistungen) getrennt werden. Sonst kommt es zu Marktbehinde-
rungen, wie das Beispiel der «Letzten Meile» der Swisscom zeigt. Das Verteilnetz ist der
kapitalintensivste Teil und bietet ein grosses Potenzial im Hinblick auf die moderne Kom-
munikation. Deshalb muss das Verteilnetz in öffentlicher Hand bleiben.

Gründung einer Walliser Stromverkaufsgesellschaft:
Durch den Zusammenschluss ergeben sich notwendige Synergien. Die Endkunden werden
mit einem attraktiven Angebot an Energiedienstleistungen (Stromverkauf, Stromsparberatung,
Energiecontracting, Solarstrombörse, E-Commerce) gebunden. Regionale Verkaufszentren
im Ober-, Mittel- und Unterwallis garantieren die Kundennähe. Die Arbeitsplätze, welche durch
die Fusion verloren gehen, werden im Bereich der Energiedienstleistungen kompensiert.

Suche nach Partnern:
Um die überregionalen KundInnen im Dienstleistungs- und Gewerbebereich zu halten, sind
Partnerschaften mit den Stadt- und Kantonswerken der Deutsch- und Westschweiz einzuge-
hen. Die Kooperation mit den grossen Stadtwerken (Zürich, Genf, Bern, Basel) sichert zu-
dem den Markt für den Wasserkraftstrom, wenn die Atomkraftwerke stillgelegt werden.

Alpenstrom AG der Gebirgskantone:
Fernziel ist der Zusammenschluss der Produktionswerke im Schweizer Alpenraum zu einer
schlagkräftigen Alpenstrom AG, welche ihren Strom in ganz Europa verkauft.

150 Millionen zum Fenster hinaus?

Ohne Restruk-
turierung der
Stromwirtschaft
kein Geld!

Die maroden Atomkraft-
werke dürfen nicht auf
dem Buckel der Kleinkun-
dInnen und des Gewerbes
finanziell saniert werden.
Es ist im Interesse der
Bergkantone und der Was-
serkraft, dass die Atom-
kraftwerke möglichst bald
vom Netz gehen. Der not-
wendige politische Druck
setzen die Initiativen
«Strom ohne Atom» der
Umweltorganisationen,
der SPS und der Grünen.
In rund zwei Jahren findet
die Abstimmung statt.

Entscheidend wird der
wirtschaftliche Druck auf
die Atomkraftwerke sein,
welche schon heute viel zu
teuer produzieren und mit
der Marktöffnung noch
stärker unter Druck gera-
ten. Sie weisen Fehlbeträ-
ge von mehreren Milliar-
den Franken auf. Deshalb

(ktm) – Ohne fundamentalen Umbau der Walliser Stromwirtschaft macht
die finanzielle Sanierung der WEG keinen Sinn. Dann sind die 150 Mil-
lionen zur Sanierung der WEG verschwendetes Geld. Notwendig ist der
Zusammenschluss aller Elektrizitätswerke im Wallis und die vollständi-
ge Trennung der Bereiche Produktion, Verteilnetz und Endverkauf.

Initiativen «Strom ohne Atom» bringen Druck auf die
energiepolitischen Turbinen.

Rasche Markt-
öffnung notwendig

ist es im Interesse der Haus-
halte, der Gewerbebetrie-
be und der Gebirgskan-
tone, dass der Strommarkt
rasch und für alle Kun-
dInnen geöffnet wird.

Mit einer raschen
Marktöffnung weisen nicht
nur die Atomkraftwerke
nicht-amortisierbare In-
vestitionen (NAI) auf, son-
dern auch mehrere neue
Wasserkraftwerke. Zur
Stützung der Wasserkraft
sind Gelder aus der För-
derabgabe vorgesehen,
welche im Herbst zur Ab-
stimmung kommt. Auch
die NAI der Atomkraft-
werke muss jemand be-
zahlen. Am sinnvollsten
ist eine klare und transpa-
rente Regelung im Elektri-
zitätsmarktgesetz. Zentrale
Bedingung: Die Stillle-
gung der Atomkraftwerke
nach 30 Jahren Betriebszeit.

(ktm) – Der Bundesrat möchte den Strom-
markt für alle Kunden erst in sechs Jah-
ren öffnen, die Atomlobby möchte noch
länger warten. Das Elektrizitätsmarkt-
gesetz tritt frühestens 2001 in Kraft, die
Parlamentsdebatten stehen noch aus.
Doch der Markt hat die Strommarktöff-
nung längst vorweg genommen. Immer
mehr Stromverbraucher profitieren von
günstigeren Tarifen. Nur die kleinen Haus-
haltskundInnen und die Gewerbebetriebe
sollen noch jahrelang warten und für die
unrentablen Atomkraftwerke zahlen.

Mittwoch 5. Januar 2000:
Der EWBN-Direktor Anton
Schwestermann bekommt ei-
nen Brief vom grössten Strom-
händler Europas, der Aare-
Tessin AG für Elektrizität
(ATEL). Darin fordert die
ATEL das EWBN auf, «die
Rechnungen für die Strom-
bezüge der UBS-Bankgebäu-
de ab 1.1.2000 an folgende
Adresse zu senden: ATEL,
4600 Olten.» Noch bevor die
Strommarktöffnung gesetz-
lich geregelt ist, bezieht also
die UBS in Brig billigeren
Strom. Das geht so: Bis der
Markt gesetzlich geöffnet ist,
bleibt das EWBN Lieferant
des UBS-Stroms. Die Rech-
nung allerdings schickt das
EWBN an die ATEL nach
Olten. Diese bezahlt die Rech-
nung und stellt ihrerseits der
UBS eine niedrigere Rech-
nung. Die ATEL übernimmt
also einen Teil der UBS-
Stromrechnung. Im Gegenzug
verspricht die UBS, den
Strom von der ATEL zu be-
ziehen, sobald der Markt de-
finitiv offen ist.

Im Zuge der Marktöffnung
werden «ein paar abspringen»,
ist sich EWBN-Präsident Rolf
Escher bewusst. Aber das sei
«verkraftbar». Wie Dritte be-
stätigen, rechnen die EWBN-
Verantwortlichen mit einem
verkraftbaren Rückgang des
Stromabsatzes von rund 30
Prozent. Für den WEG-Vize-
direktor Christian Brunner ist
das «im Interesse des Kantons

keine gesunde Einstellung.»
Weil das EWBN rund die
Hälfte des Stroms selber pro-
duziert und die andere Hälfte
von der WEG bezieht, wird
folglich die WEG weitere Ab-
satzeinbussen hinnehmen
müssen. Wenn das EWBN
solche Absatzeinbussen ver-
kraften könne, so Brunner,
dann heisse dies «nichts an-
deres, als dass das EWBN
heute zu hohe Strompreise
verlangt.»

Stromverteiler
tun 55mal dasselbe
Im Oberwallis gibt es 30 ver-
schiedene Elektrizitätswerke,
vom grössten Elektrizitäts-
werk Brig-Naters (EWBN)
bis zu den ganz kleinen wie
dem EW Törbel. Im Unter-
wallis sind es weitere 25 Wer-
ke. Alle diese Stromverteiler
tun 55 Mal parallel dasselbe.
Eine teure und ineffiziente
Lösung, welche auf dem libe-
ralisierten Strommarkt keine
Chance hat. Der Energiespe-
zialist Bernhard Weilharter,
Direktor der Beratungsfirma
Arthur D. Little, geht in der
NZZ davon aus, dass von den
1200 Elektrizitätswerken in
der Schweiz nur noch ein paar
nationale Anbieter und 10 bis
20 regionale Stromverteiler
übrigbleiben werden.

In Deutschland schliessen
sich die Stromriesen RWE
und VEW, sowie die Preus-
senElektra und die Bayern-
werke zusammen. In der

Schweiz sucht das grösste
Elektrizitätswerk Nordost-
schweizerische Kraftwerke
(NOK) nach Fusionspartnern.
Im Kanton Graubünden kam
es im letzten Dezember zum
Zusammenschluss der Elek-
trizitätswerke zu zwei grossen
Gesellschaften.

Kirchturmpolitik
in Reinkultur
Doch EWBN-Präsident Escher
lässt sich vom ansetzenden
Sturm der Strommarktöffnung
nicht beeindrucken: «Das
EWBN kann alleine ganz gut
leben. Ich habe noch nie ge-
sehen, dass solche Tätigkeiten
auf höherer Ebene besser ge-
löst werden.» Zusammen mit
den Oberwalliser Energie-
partnern (Elektrizitätswerke
Obergoms, Ernen-Mühle-
bach, Brig-Naters, Zermatt,
Region Visp/Westlich Raron)
hält er an der Autonomie der
Oberwalliser Elektrizitätswer-
ke fest.

Damit schlägt er auch den
Rat namhafter Experten in
den Wind. Christian Budry,
Direktor der Consulting-Fir-
ma Atag&Young, kommt zum

Schluss, dass ein kantonaler
Zusammenschluss der Elek-
trizitätswerke «das effiziente-
ste Modell ist, das wir bisher
gefunden haben.» Budry ver-
weist vor allem «auf die
Synergien bezüglich Produk-
tion, Betrieb, Unterhalt, Ad-
ministration und Finanzen.»
Man darf gespannt sein, wie
jeder Stromverteiler die gefor-
derten Energiedienstleistun-
gen wie Stromeinkauf und
-verkauf, Energiesparmass-
nahmen, E-Commerce, Ener-
gie-Contracting und Solar-
strombörse im Alleingang er-
bringt.

Der Leidensdruck
wächst
Wider alle gegenwärtigen Ent-
wicklungen auf dem Strom-
markt fordern die Oberwalli-
ser Energiepartner nicht nur
die Autonomie ihrer Werke,
sondern unter der Führung
des Visper alt Präfekten Wil-
ly Fux sogar die Gründung
eines eigenen Verteilwerkes
für die Region Visp/Westlich-
Raron. Zu diesem Zwecke soll
die WEG weitere Teile ihres
Verteilnetzes abgeben. WEG-

Vizedirektor Brunner be-
zeichnet dieses Verhalten als
«reine Schwanzbeisserei».
Man gehe einen Schritt vor-
wärts und zwei zurück. Der
Leidensdruck der Verteilwer-
ke sei eben noch nicht gross
genug, aber der komme sehr
bald. Dem Beispiel der UBS
werden andere folgen: die
Swisscom, die Bergbahnen,
die Autobahn, die Hoteliers,
die Advokaturbüros, die Ge-
werbebetriebe.

Das Tempo der Markt-
öffnung ist horrend. Nichts ist
in Stein gehauen. Eine erste
Bewährungsprobe für eine
Allianz der Walliser Elektri-
zitätswerke werden die Ver-
handlungen mit den finan-
ziell unter Druck stehenden
Walliser Bergbahnen sein,
welche niedrigere Strom-
preise verlangen. Die Walliser
Verteilwerke wollen die Ver-
handlungen gemeinsam füh-
ren und haben im Februar eine
diesbezügliche Absichtserklä-
rung unterzeichnet. Was poli-
tisch unmöglich scheint, wird
der Druck des Marktes erle-
digen.

(ktm) – Die Strommarktöffnung rollt. Europaweit
schliessen sich die Stromriesen zusammen.
Im Oberwallis jedoch kann das Elektrizitätswerk
Brig-Naters (EWBN) laut Präsident Rolf Escher
«alleine ganz gut leben.» Und der Visper alt
Präfekt Willy Fux möchte gar ein zusätzliches
Verteilwerk posten.

Die Oberwalliser Elektrizitätswerke tun 30 Mal parallel dasselbe.
Diese Ineffizienz hat auf dem liberaliserten Markt keine Chance.

Mehr zum Thema Markt-
öffnung im Strombereich
steht in der März-Nummer
des Magazins «Energie &
Umwelt» der Schweizeri-
schen Energie-Stiftung
SES. Das Heft kann bei
folgender Adresse be-
stellt werden: SES, Sihl-
quai 67, 8005 Zürich,
E-mail: energiestiftung@
access.ch
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Eine Umfrage unter verschie-
denen Oberwalliser Poststel-
len zeigt: es herrscht die tota-
le Verunsicherung. Niemand
weiss, was auf die Post und die
damit verbundenen Arbeits-
plätze zukommt. Die meisten
fürchten das Schlimmste. In
den Chefetagen werden im-
mer neue Konzepte ausgeheckt
die immer mehr die Hand-
schrift von wilden Deregu-
lierern und Privatisierern tra-
gen. Jetzt soll es das Konzept
«Optima» richten.

Drei Kategorien
Nach diesem Konzept sollen
die Leistungen in den Post-
stellen gekürzt und auf weni-
ge Postämter konzentriert
werden. Das Konzept wird
immer wieder überarbeitet
mit dem Ziel, noch mehr Lei-
stungen zu kürzen und zu
streichen. Grundsätzlich soll
es in Zukunft drei Kategorien
von Poststellen geben: in Post-
stellen mit drei P (PPP) wer-
den alle Dienstleistungen der
Post angeboten, in Poststellen
mit zwei P (PP) entfallen die
speziellen Dienstleistungen
und in Poststellen mit einem

P (P) werden nur noch Einzel-
dienstleistungen angeboten.

Brig oder Visp?
Anfänglich waren gesamt-
schweizerisch 350 Poststellen

der Kategorie PPP vorgese-
hen, in der Zwischenzeit sind
diese auf 100 Stellen zusam-
mengestrichen worden. Für
das Oberwallis bedeutet dies
konkret: nicht mehr wie ur-
sprünglich vorgesehen Post-
stellen mit drei P in Brig, Visp,
Zermatt und Naters, sondern
nur noch ein Verkaufszentrum
für das ganze Oberwallis. Zer-
matt und Naters sind dabei aus
dem Rennen. Der Entscheid
für ein Verkaufszentrum
Oberwallis fällt zwischen der
Post Brig und der Post Visp.

Der Verwaltungsrat der
Post hat angekündigt, in den
nächsten vier Jahren 600 Post-
stellen zu schliessen. Wäh-
renddem die Poststellen der
zweiten Kategorie (PP) mit
einem blauen Auge davon
kommen, wird es für die Post-
stellen der dritten Kategorie
(P) eng. Die kleinen Poststel-
len vorab in den Randregionen
wie dem Oberwallis werden
dabei unter die Räder geraten.

Immer neue Konzepte und Studien:

Jetzt droht der Kahlschlag
bei der Post!

SP macht Druck mit konkreten Forderungen
Verschiedene SP-Politiker
machen Druck um den dro-
henden Abbau von Poststel-
len abzuwenden. Der Bünd-
ner SP Nationalrat Andrea
Hämmerle verlangt, dass er-
stens Post, SBB und Swiss-
com ihre Arbeits- und Ausbil-

dungsplätze flächendeckend
in der ganzen Schweiz anbie-
ten müssen und dass zweitens
neu zu schaffende Arbeits-
und Ausbildungsplätze auch
im Rand- und Berggebiet an-
zubieten sind. Eine nationalrät-
liche Kommission erarbeitet

jetzt die gesetzlichen Grund-
lagen zur Initiative Hämmer-
le. SP-Grossrat Beat Jost lan-
cierte im Walliser Parlament
eine Standesinitiative. Die Stan-
desinitiative verlangt, dass die
rund 500 bis 600 Millionen
Franken, die der Bund jährlich

von der Swisscom einkassiert,
nicht in der allgemeinen Bun-
deskasse versickern, sondern
für konkrete Innovationspro-
jekte im Bereich der öffentli-
chen Dienste und Betriebe
und vorab in den benachteilig-
ten Berg- und Randregionen

eingesetzt werden. Die
Standesintiative wurde vom
Grossen Rat überwiesen
und soll zusammen mit den
anderen Gebirgskantonen
im eigenössischen Parlament
eingereicht werden. (eg)

(eg) – Die Post schlitterte wochenlang führungslos durch die Land-
schaft. Der vom Chicago-Kapitalismus geprägte und mit Vorschuss-
lorbeeren eingedeckte Reto Braun schmiss nach einigen Monaten
als Postdirektor den Bettel hin. Nicht nachdem er vorerst mit einem
Päcklichaos einen Schaden von 80 bis 100 Millionen anrichtete.
Die versalzene Suppe muss das Personal auslöffeln.

Die vorgesehenen Kategorien der Poststellen im Oberwallis:

Der Angriff der wilden
Liberalisierer aufs Ober-
walliser Poststellennetz
Bezirk Goms: P: Obergesteln, Niederwald, Geschinen,
Blitzingen, Münster, Lax, Ernen, Binn, Bellwald, Re-
ckingen, Oberwald, Ulrichen, Biel, Grengiols. PP: Fiesch.
PPP: —.

Bezirk Östlich Raron: P: Bitsch, Ried-Mörel, Riederalp,
Betten, Bettmeralp. PP: Mörel. PPP: —.

Bezirk Brig: P: Brigisch, Gondo, Mund, Ried-Brig, Termen,
Rosswald, Blatten b. Naters, Eggerberg, Simplon Dorf. PP:
Glis, Naters. PPP: Brig?

Bezirk Visp: P: Saas Almagell, Saas Balen, Gornergrat,
Törbel, Emd, Herbriggen, Randa, Täsch, Eyholz, Stalden-
ried, Zeneggen, Eisten, Baltschieder. PP: Saas Fee, Saas
Grund Stalden, St.Niklaus, Grächen, Visperterminen, Zer-
matt. PPP: Visp?

Bezirk Westlich Raron: P: Ferden, Kippel, Wiler, Blatten
(Lötschen), Unterbäch, Hohtenn, Ausserberg, Eischoll,
Goppenstein, Bürchen, St. German, Niedergesteln. PP:
Raron, Steg. PPP: —.

Bezirk Leuk: P: Gruben, Ergisch, Unterems, Agarn, Albinen,
Feschel, Guttet, Erschmatt, Varen. PP: Gampel, Turtmann,
Susten, Leuk-Stadt, Leukerbad, Salgesch. PPP: —.

Legende zur Tabelle:

PPP: Angebot der gesamten Palette der Post-
Dienstleistungen durch geschultes Personal.

PP: Grundangebot der Post mit beschränkten
Dienstleistungen.

P: Grundangebot.

Reto Braun war während
16 Monaten Postdirektor.
Er ist dorthin zurück ge-
kehrt wo er herkommt: in
die Privatwirtschaft. Ihm
trauert niemand nach.
Der Verwaltungsrat hat
jetzt den Finanzexperten
Ulrich Gygi zum neuen
Postchef ernannt. Alt Bun-
desrat Otto Stich hat lan-
ge Jahre mit dem ehemali-
gen Postdirektor Jean-Noel
Rey zusammengearbeitet.
Stich kennt die Qualitäten
von Rey. Darum hätte er
lieber ein Comeback von
Jean-Noel Rey als Postdi-
rektor gesehen. Ulrich
Gygi ist Sozialdemokrat.
Man ist gespannt, ob die
weitere Privatisierung und
der Abbau von Poststel-
len weitergeht und Gygi
den Kahlschlag bei der
Post stoppt.

Rote Anneliese: Unter dem
Postpersonal herrscht grosse
Unsicherheit über die Zukunft
der Post vorab in den Rand-
regionen. Die Leute haben
schlicht Angst den Arbeits-
platz zu verlieren. Immer wie-
der werden neue Konzepte
für die Zukunft der Post vor-
gestellt. In den Chefetagen
herrscht eine Führungskrise.
Wann endlich nimmt die Poli-
tik das Zepter wieder an die
Hand?
Peter Jossen-Zinsstag: Das
Management der Post in letz-
ter Zeit ist eine einzige aus-
gemachte Katastrophe. Der
überbezahlte Herr Braun
macht nach kurzer Zeit einen
Abgang und praktisch gleich-
zeitig wird eine Erhöhung der
Tarife und ein Abbau von Lei-
stungen bekannt. Dass die An-
gestellten verunsichert sind,
ist bei solcher Kommunikation
völlig klar. So geht es wirk-
lich nicht. Umgekehrt muss
man der Objektivität halber
festhalten: Sowohl der Preis-
überwacher Werner Marti,
wie auch der zuständige Bun-
desrat Moritz Leuenberger ha-
ben in dieser Angelegenheit
zu entscheiden. Wir sind jetzt
gefordert mit allen Mitteln zu
verhindern, dass die Katastro-
phenszenarien Wirklichkeit
werden.

Wie soll denn das geschehen,
wenn Bundesrat Leuenberger
sich weigert, in die Geschäfte
der Post einzugreifen?
Es war der klare Wille der
Politik, auf die sogenannten
operativen Entscheide nicht
mehr Einfluss nehmen zu
wollen. Nun stellt man aller-
dings tatsächlich fest, dass die
Dinge teilweise aus dem Ru-
der laufen. Hier sind Korrek-
turen und der nötige politische
Druck unabdingbar. Immer-

hin ist mit der Ernennung von
Postdirektor Ulrich Gygi jetzt
wieder ein Sozialdemokrat an
der Spitze.

Noch schlimmer als das Ab-
seitsstehen von Bundesrat
Leuenberger sind die neolibe-
ralen Forderungen von Bun-
desrat Couchepin. Der will
noch mehr Privatisierung und
Liberalisierung. Beispielswei-
se will er das Monopol der Pa-
ketpost von 2 kg auf 350 g
drücken. Das würde einen
Abbau von 1000 Stellen bei
der Post bedeuten. So kann
es doch nicht weitergehen.
Die neue SP- Fraktion hat ei-
gens ein Seminar zur Frage
des «Service publique» durch-
geführt. An dieser Sitzung mit
Bundesrat Moritz Leuenber-
ger haben wir klipp und klar
gemacht, dass so etwas nie
akzeptiert wird. Ich persön-
lich habe zum Ausdruck ge-
bracht, dass ein Referendum
gegen eine solche Vorlage si-
cher sei. Bundesrat Leuenber-
ger hat uns – einmal mehr –
versichert, dass keine solche
Absicht bestehe, dass keine
entsprechenden Papiere we-
der im Bundesrat noch in sei-
nem Departement bestünden.
Ich habe den Eindruck, dass
dies Versuchsballone sind, die
rasch zerplatzen werden.

Die Post hat von der Politik
den klaren Auftrag einen flä-
chendeckenden Service pub-
lic anzubieten. Mit dem Pro-
jekt «Optima» soll jetzt das
Grundangebot bei vielen Post-
stellen gerade im Oberwallis
massiv gekürzt werden. Wie
sind diese Absichten mit dem
klaren politischen Auftrag zu
vereinbaren?
Das Projekt «Optima» ist in
der vorliegenden Form eine
Katastrophe und nicht reali-

sierbar. Völlig daneben ist
diesbezüglich der Vorwurf
der Gelben, SP-Leute wären
schuld am Personalabbau bei
der Post. Darum hat der ehe-
malige Postdirektor Jean-
Noel Rey der CSPO in Erin-
nerung gerufen, dass Karl
Kern, der ehemalige General-
sekretär des Schweizerischen
Verbandes des christlichen
PTT-Personals für dieses Pro-
jekt zuständig ist.

einen konkreten Gesetzestext
für die Swisscom, PTT und
SBB gemäss der Initiative
Hämmerle zu formulieren. Als
Vizepräsident dieser Subkom-
mission kann ich sagen, dass
das Anliegen von Andrea Häm-
merle unter den Bürgerlichen
nach wie vor umstritten ist. Es
gilt, den klaren Willen des
Parlamentes nun rasch und
resolut durchzusetzen. Mit
Andrea, aber auch Fabio
Pedrina werde ich alles tun,
damit die Subkommission
ihre Aufgabe erfüllt. Diese
Initiative ist übrigens ein wich-
tiges Druckmittel, das auch in
den zuständigen Chefetagen
ernst genommen wird.

Service Public – Interview mit Nationalrat Peter Jossen-Zinsstag«Das jetzt vorliegende
Projekt ‹Optima› ist
eine Katastrophe!»

chenstellungen für den Ser-
vice public an. Die parlamen-
tatrische Initiative Tschäppet
– die übrigens seinerzeit noch
von Beat Jost als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter der
SP-Fraktion ausgearbeitet
wurde – wird zur Abstim-
mung in den Nationarat kom-
men. Diese Intitiative ent-
spricht den Forderungen der
SP-Fraktion, welche im letz-
ten Herbst im Anschluss an
eine Grundsaztdebatte zum
«Service publique» durchge-
führt wurde. Tschäppat ver-
langt, wie auch Standesini-
tiativen verschiedener Berg-
kantone, dass die Gewinne der
Swisscom teilweise dazu ver-
wendet werden, den einseitigen
Arbeits- und Ausbildungs-
platzabbau in den Rand- und
Berggebieten aufzufangen. In
der Verkehrskommission wur-
de die Initiative abgelehnt. Als
Minderheitssprecher der Ver-
kehrskommission werde ich
versuchen die vernünftigen
Leute im Nationalrat von die-
sem sinnvollen Anliegen zu
überzeugen. Dann wird sich
zeigen, ob es eine Koalition
zwischen der Linken und den
vernünftigen Leuten aus den
bürgerlichen Parteien für die
Initiative gibt. (eg)

Nationalrat Peter Jossen-Zinsstag, Mitglied der Kommission
für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates«Wir sind jetzt gefor-

dert mit allen Mitteln
zu verhindern, dass
die Katastrophen-

szenarien Wirklich-
keit werden.»

Mit «Optima» ist doch abseh-
bar, dass eine flächendecken-
de Grundversorgung in Zu-
kunft nicht mehr möglich ist.
Kleine Poststellen werden in
Raten liquidiert.
Es war bei der Behandlung
des Postgesetzes vor einigen
Jahren im Parlament klar, dass
an der politischen Vorgabe
«flächendeckender Service»
nicht gerüttelt wird. Das sind
sich mittlerweile auch die Ver-
antwortlichen bewusst. Doch
die reagieren nur auf Druck.
Das hat der massive Druck
gerade aus der Romandie ge-
zeigt. Jetzt gilt es, diesen Druck
aufrecht zu halten.

Kommen wir zur Initiative
Hämmerle. Sie verlangt dass
Post, SBB und Swisscom flä-
chendeckend Arbeits- und
Ausbildungsplätze anbieten.
Im Nationalrat ist die Initiati-
ve angenommen worden. Wo
steckt eigentlich diese Initia-
tive?
Die Verkehrskommission hat
eine Subkommission einge-
setzt, die jetzt den Auftrag hat,

Aber jetzt wäre es doch nicht
mehr als logisch, dass vorerst
dieser Gesetzesentwurf auf
den Tisch muss bevor weitere
wilde Deregulierungsmassnah-
men durchgeführt werden?
Schon in der Märzsession ste-
hen weitere wichtige Wei-

«Völlig daneben
ist diesbezüglich der
Vorwurf der Gelben,

SP-Leute wären
schuld am Personal-

abbau bei der Post.»
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Rote Anneliese: Kaum sind die
Restrukturierungspläne des
Gesundheitsdepartements pu-
bliziert, regt sich in Brig har-
ter Widerstand. Unter anderem
wird der Walliser Regierung
vorgeworfen, der Entscheid
sei ein politischer Entscheid,
weil beide Oberwalliser Staats-
räte in der Spitalregion Visp
wohnhaft seien. Was sagst Du
dazu?
Thomas Burgener: Dass der
Vernehmlassungsentwurf in
Brig und in Visp nicht nur
Freude auslösen wird, war für
mich zum voraus klar. Wider-
stand gibt es in den Spitälern
von Visp und Brig. Im Spital
in Brig ist der Lärm allerdings
etwas lauter. Es wird meine
Aufgabe sein, einige krasse
Missverständnisse auszräu-
men sind. Ich bin vom Walli-
ser Volk gewählt worden. Ich
setzte mich unabhängig regio-
naler Interessen dafür ein,
unseren Kanton und auch das
Oberwallis vorwärts zu bringen.

Es war also kein Entscheid
gegen den Spital Brig?
Wenn es mir darum gegangen
wäre, einen Entscheid gegen
das Oberwalliser Kreisspital
in Brig zu fällen, hätte ich
dem Staatsrat vorschlagen
können, das Spital am Stand-
ort Brig in eine Geriatrie- und
Psychiatrieklinik umzuwan-
deln, wie dies die Spitalverant-

   Thomas Burgener zur Spitalpolitik: «Ich werde dafür sorgen,
   dass weder Brig noch Visp
  finanziell wie auch personell
      ausgehungert werden!»

wortlichen von Visp, Sitten,
Martinach und St. Maurice
vorgeschlagen haben. Mit den
übrigen Mitgliedern der Re-
gierung bin ich der Auffas-
sung, dass in Brig und Siders
wichtige Akutaktivitäten bei-
behalten werden. Mein Wohn-
ort spielt bei solchen Ent-
scheiden keine Rolle.

den umgekehrt PatientInnen
behandelt, die einen schweren
Eingriff vornehmen müssen,
was in der Regel eine längere
Hospitalisation erfordert.

Die Spitalregion Brig will alles
Mögliche unternehmen, um
seine 39 Gemeinden zu über-
zeugen, dass sie sich gegen das
vorliegende Reformprojekt
wehren. Was haben diese Ge-
meinden zu befürchten?
Kommt die Restrukturierung
nicht zustande, werden die
Krankenkassen infolge beste-
hender Ueberkapazitäten ihre
Tarife ab dem 1. Juli 2000
nicht erhöhen. Die Spitäler
werden in diesem Falle per
Ende 2000 massive Defizite
aufweisen. Gemäss Gesetz
müssen diese von den Gemein-
den getragen werden. Die
Trägergemeinden als Eigentü-
mer des Spitals haben dem-
nach alles Interesse, dass die
Reform zustande kommt. Bis
zum15. März 2000 läuft die
Vernehmlassung. Die Spitäler
haben somit alle Möglichkei-
ten, ihre Vorschläge einzu-
bringen. Und ich bin selbst-
verständlich bereit, allen
Spitalverantwortlichen Red
und Antwort zu stehen und die
offenbar teils arg missver-
standenen Richtlinien detail-
liert zu erläutern.

Allein in der Spitalregion Ober-
wallis sollen mit der Re-
strukturierung pro Jahr zwi-
schen 7 und 8 Millionen Fran-
ken eingespart werden. Wo
liegt dieses doch recht hohe
Sparpotential?
Bis heute haben sich die bei-
den Oberwalliser Spitäler bis
aufs Messer bekämpft. Künf-
tig wird ein paritätisch zusam-
mengesetzter Verwaltungsrat,
eine medizinische Direktion
und eine administrative Direk-
tion sowie ein einziges Ober-

walliser Spitalärzte-Kollegium
das Oberwalliser Spitalzen-
trum leiten. Dies bedingt ei-
nen vermutlich nicht ganz ein-
fachen Kulturwechsel in den
Beziehungen zwischen den
beiden Standorten.

nicht ein Standort zu Gunsten
des anderen finanziell und
personell ausgehungert wird.

Was geschieht mit dem Spital-
personal, deren Stellen aufge-
hoben werden?
Es wird eine in Schritten vor-
zunehmende Verlagerung von
Personal in Richtung Alters-
und Pflegeheime geben. Dort
besteht ein grosser Nachhol-
bedarf. Auch die sozialmedi-
zinischen Zentren müssen fi-
nanziell und personell besser
dotiert werden, um ihre Auf-
gaben im Spitex-Bereich zu
erfüllen. Die betagten Men-
schen im Oberwallis haben
Anspruch auf eine gute Be-
treuung. Sie wie auch breite
Bevölkerungskreise kümmern
sich nicht um die regionalpo-
litischen Auseinandersetzun-
gen.

Der recht ehrgeizige Fahrplan
für die Restrukturierungsplä-
ne sieht vor, dass nach der
kurzen Vernehmlassungsfrist
der Staatsrat in diesem Früh-
ling einen definitiven Entscheid
fällen wird. Was geschieht,
wenn die Generalversamm-
lung der Spitäler Ende Juni die
neuen Statuten ablehnen?
Es ist meine Aufgabe alles dar-
an zu setzen, dass die Spital-
Reorganisation realisiert wer-
den kann. Das liegt in erster
Linie im Interesse der Spitä-
ler selbst. Diese würden sich
ohne Zusammengehen in eine
noch schwierigere finanziel-
le Lage begeben. Ich glaube
nicht daran, dass die Gemein-
den und ihre SteuerzahlerIn-
nen bereit sind, immer höher
werdende Defizite zu tragen.
Beide Spitäler – Brig und Visp
– müssen Haare lassen. Das ist
möglich, ohne dass die Spital-
verantwortlichen das Gesicht
verlieren müssen. (eg)

Staatsrat und Gesundheitsminister Thomas Burgener

«Und ich bin selbst-
verständlich bereit,
allen Spitalverant-

wortlichen Red und
Antwort zu stehen.»

Warum? Fährt denn das
Briger Kreisspital nicht soviel
schlechter wie dies seitens
der Briger Spitaldirektion dar-
gestellt wird?
Nein, der Vorschlag berück-
sichtigt das Anforderungs-
profil der beiden Spitalstand-
orte Brig und Visp. Klar, dass
nicht beidseits alle Wünsche
erfüllt werden konnten. Ich
wollte aber keinen Nullent-
scheid präsentieren, der alles
beim alten lässt.

Wichtige Disziplinen wer-
den von Visp nach Brig ver-
legt. Zudem wird der immer
wichtiger werdende halb-
stationäre Bereich gänzlich in
Brig angesiedelt. Die Mehrheit
der Fälle wird künftig in Brig
behandelt werden, was heute
nicht der Fall ist. In Visp wer-

«Ich glaube nicht
daran, dass die

Gemeinden und ihre
SteuerzahlerInnen
bereit sind, immer

höher werdende
Defizite zu tragen.»

Und was heisst das konkret?
Durch das Zusammengehen
beider Spitäler können beste-
hende Doppelspurigkeiten
ausgemerzt werden, indem
nicht mehr in beiden Spitälern
alle Leistungen angeboten
wird. Durch das Zusammen-
legen von Disziplinen, die
Schliessung einer Intensivsta-
tion und die Reduzierung ei-
nes Notfalldienstes werden
erhebliche Mittel frei. Gerade
durch die Zusammenlegung
von Diensten wird die Pflege-
qualität erhöht werden. Das
liegt im Interesse der Ober-
walliser Bevölkerung.

Die Gewerkschaften forderten
seinerzeit, dass die Arbeits-
plätze erhalten bleiben. Jetzt
kommt es im Oberwallis zu
einem Abbau von rund 70 Ar-
beitsplätzen. Sind die Anlie-
gen der Gewerkschaften und
des Spitalpersonals übergan-
gen worden?
Nein. Es kommt zu keinem Ar-
beitsplatzabbau. Der Staatsrat
wird in seinem Entscheid die
Garantie abgeben, dass in den
bisherigen Spitalregionen die
Arbeitsplätze erhalten bleiben.
Ich werde aber nach der Schaf-
fung des Oberwalliser Spital-
zentrums darauf achten, dass

Das Spiel der Oberwalliser
Kirchturmpolitiker ist immer
dasselbe: Als es darum ging,
für die Fachhochschulen im
Wallis eine einheitliche und
vernünftige Lösung zu finden,
sahen einige Politiker den bil-
dungspolitischen Untergang
des Oberwallis. Als es darum
ging im Rahmen der NEAT
für die Bahnregion Oberwallis
die Perspektiven zwischen
Brig und Visp aufzuzeigen und

aufzuteilen, ging ein eigensin-
niges und engstirniges Säbel-
rasseln einiger lokaler Verkehrs-
politiker los. Und jetzt wie-
derholt sich dasselbe Spiel ei-
niger Lokalpolitiker, die es
nicht gewohnt sind, über den
eigenen Tellerrand zu blicken.

Immer mehr Papier
Blicken wir zurück. Es war
November 1997. Eine Lösung
für die künftige Oberwalliser

Die Hahnenkämpfe der Herren in Schwarz und Weiss:

Die Zeche bezahlt das Volk!
(eg) – Das Oberwallis zählt knapp 80 000 Einwohner. Alt-Staatsrat
Peter Bodenmann sagte es einmal so: «Das Oberwallis ist bevölke-
rungsmässig vergleichbar mit einer Nebenstrasse in Mailand». Rein
statistisch ist pro 100 000 Einwohner ein Akutspital erforderlich.
Staatsrat Burgener präsentiert jetzt für das Oberwallis eine Lösung
mit zwei Akutspitälern mit unterschiedlichen Aufgaben. Eigentlich
eine grosszügige Lösung. Trotzdem laufen die Spitaloberen in Weiss
und einige Herren und Damen in Schwarz Amok. Unbegreiflich.

Spitalpolitik lag auf dem Tisch.
Trotzdem liessen die Spital-
verantwortlichen wegen klein-
lichen Ungereimtheiten die
sinnvolle Fusion platzen. In
der Zwischenzeit sind mehr
als zwei Jahre vergangen.
Statt endlich am runden Tisch
einer Lösung zum Durch-
bruch zu verhelfen, wurden
kiloweise Studien in Auftrag
gegeben, die immer zu dem
Schluss kamen, was die Auf-

traggeber gerne hören woll-
ten. Die Akteure hatten immer
mehr Gefallen an immer mehr
Papier und immer weniger an
einer gescheiten Lösung.

Zeter und Mordio
Staatsrat Thomas Burgener
hat diesen Leerlauf jetzt ge-
stoppt. Übers Ganze gesehen
liegt der 97-er Vorschlag auf
dem Tisch: ein Akutspital für
Langzeitaufenthalte in Visp,
ein Akutspital für Kurzzeit-
aufenthalte in Brig. Fort-
schrittliche Mediziner sind
sich einig: in Zukunft werden
die medizinischen Eingriffe
immer kürzer, der Aufenthalt
im Spital dauert entsprechend
weniger lang. Darin liegt die
Chance für das Spital Brig.
Statt diese Chance zu packen
und das Spitalpersonal für die-
se neue Aufgabe zu motivie-
ren, schreit der Briger Spital-

direktor Borter und sein Prä-
sident Mutter Zeter und Mordio.
Sie laden ein zu irgendwel-
chen Informationsveranstal-
tungen und streuen Resolutio-
nen und Stellungsnahmen in
die Gegend. Sekundiert werden
sie dabei von einer Heerschar
von Ärzten deren Namensliste
unter den Leserbriefen länger
ist als der Text des Leserbriefes
selbst. Die Visper Spitalprä-
sidentin Ruth Kalbermatten
will mit ihrer Viererbande das
Spital in Brig versenken.

Immer mehr Leute haben
genug von den Muskelspielen
der Spitaloberen. Immer mehr
haben begriffen, wer die Ze-
che dieser Hahnenkämpfe be-
zahlt: nämlich das Volk mit
immer mehr Steuergeldern
und immer höheren Kranken-
kassenprämien. Die Walliser Re-
gierung muss diesem Trauer-
spiel jetzt ein Ende setzen.

Die Krankentage in der Akutpflege gehen seit 1990 zurück. Entsprechend
ist auch die Bettenzahl von 1159 Betten auf 791 Betten zurückgegangen.

Trotz Rückgang der Krankentage und der Bettenzahl sind die Kosten im glei-
chen Zeitraum von 221 Mio. Franken auf 247 Mio. Franken angestiegen.

Kommt es zu keiner Lösung und werden keine Massnahme zur Kosten-
dämmung getroffen werden die Kosten ab dem Jahre 2000 massiv
steigen.

Diese vier Tabellen sagen mehr als tausend Worte

Krankentage und Bettenzahl gehen zurück

Mit 730 Franken Gesundheitskosten pro Einwohner liegt das Wallis im
Durchschnitt der Schweiz. Angesichts der schwachen Finanzkraft des
Wallis ist dies eine grosse finanzielle Anstrengung.

Finanzschwächster Kanton zahlt zuviel (pro Einwohner in SFr.)

Weniger Betten und mehr Kosten (in Mio. Franken)

Ohne Massnahmen werden die Kosten im Wallis steigen



ROTE ANNELIESE • Nr. 161 / März 200010 ROTE ANNELIESE • Nr. 161 / März 2000 11

Der rechtskonservative Jean-Philippe Chenaux und der
Walliser Wirteverband definieren die Walliser Drogenpolitik!

Skandalöse Stellungnahme des Staatsrates gegen Cannabis-Legalisierung

(ktm) – Staatsrat Jean-René Fournier vertraut in der Walliser Drogen-
politik auf den rechtskonservativen Jean-Philippe Chenaux und auf den
Sekretär des Walliser Wirte-und Hotelierverbandes Jean-Marc Donnet.
Die Stellungnahme der Drogenkommission «Cocatox» landete in der
Schublade.

Jagdrevier Hanf – eine Bilanz

Keinem Polizisten kommt es in den Sinn,
einen Bankier auf offener Strasse zu durchsuchen!

«Das ist nicht akzeptabel,» ist
ein Mitglied der Walliser
Drogenkommission «Coca-
tox» erzürnt. Die Kommission
hatte sich zu einem Ja zur
Entkriminalisierung des Can-
nabis-Konsums durchgerun-
gen, gestützt auf die Meinung

te Betäubungsmittelgesetz in
die Vernehmlassung. Darin
schlägt der Bundesrat die
Strafbefreiung des Cannabis-
konsums für Erwachsene vor.
Fast alle Kantone sind mit die-
ser Haltung des Bundesrates
einverstanden, ausser die gröss-
ten Weinproduzenten Wallis,
Waadt und Neuenburg.

Chenaux ist kein un-
beschriebenes Blatt
Die Stellungnahme aus Four-
niers Departement ist weniger
als eine Seite lang. Textliefe-

ranten waren der rechtskon-
servative Jean-Philippe Che-
naux und Jean-Marc Donnet,
der Sekretär des Walliser Wir-
te- und Hotelierverbandes
«Gastro-Valais».

Punkt zwei der Stellung-
nahme ist ohne grosses Feder-
lesen aus dem Buch «La
Suisse stupéfiée» (Die be-
täubte Schweiz) von Chenaux
übernommen. Mit Chenaux
kommt der Walliser Staatsrat
zum Schluss, dass die Straf-
befreiung des Cannabis-Kon-
sums überhaupt nichts mit
Jugendschutz zu tun habe und
stützt sich dabei auf die Erfah-
rungen in Schweden, den Nie-
derlanden und Alaska! In per-
fekter Übereinstimmung mit
Chenaux.

Dabei ist Chenaux, der
heutige Sekretär des Waadt-
länder Arbeitgeberverbandes,
kein unbeschriebenes Blatt. In
den 60er und 70er Jahren ge-
hörte er zum Kreis der rechts-
konservativen «Aktion freier
Staatsbürger» (AFS), für die
er als Redakteur tätig war. Der
erste AFS-Präsident hiess Ro-
ger Masson. Er war in der Zeit
von 1936–1945 Chef des Nach-
richtendienstes der Armee und
geriet in der Nachkriegszeit in
die öffentliche Kritik, weil er
gute Kontakte zum SS-Briga-
deführer Walter Schellenberg
unterhalten hatte.

Die AFS hatte rege Kon-
takte mit dem «Ost-Institut»

«Meine Damen und Herren, wir treffen in Brig ein...» Mit
diesen Worten beginnt täglich für Dutzende von Jugendli-
chen ein Spiessrutenlauf durch die Walliser Justiz. Reisen-
de, Lehrlinge oder Studenten werden am Bahnhof Brig von
zwei unscheinbaren Gestalten beobachtet und nach sub-
jektiven Mustern herausgefiltert. Die zwei Gestalten sind
keine Romanfiguren aus Orwells Vision der Zukunft, son-
dern Beamte der Walliser Kriminalpolizei in Zivil.

Immer nach derselben Vorgehensweise werden Perso-
nen aufgehalten: Ausweise werden kontrolliert, die Betref-
fenden aufs Büro der Walliser Kantonspolizei mitgenom-
men. Personalien werden mittels Telefon nach Sitten über-
prüft. Darauf folgt eine peinlichst genaue Leibesvisitation.
Die blossstellende Vorgehensweise gipfelt in einer rechts-
verachtenden Befragung nach der Lebensweise, Konsum-
verhalten bei Alkohol, Tabak oder Cannabis. Es wird nach-
gefragt, was man jenseits des Lötschbergs getan hat, im-
mer wieder wird nachgefragt, ob Cannabis konsumiert
wurde, oder ob man einen der in Bern oder Thun zahlrei-
chen Hanfshops besucht hat.

Lötschberg: Wie am Zoll
Die Passierung des Lötschbergs für Jugendliche gleicht
heute einer Zollabfertigung wie sie selbst an Landesgren-
zen selten praktiziert wird. Ohne jede rechtliche Grundla-
ge werden Jugendliche am Bahnhof Brig kollektiv verdäch-
tigt, gefilzt, befragt und schliesslich nach einer entwürdi-
genden Prozedur laufen gelassen, ohne gegen irgendein
Gesetz nur ansatzweise verstossen zu haben.

Nicht nur am Bahnhof, sondern überall werden meist
Jugendliche von Zivilpolizisten in aller Öffentlichkeit
durchsucht. Ein Lehrling aus Brig berichtet: Wie jeden Tag
sei eine Gruppe von Kollegen in den Stockalpergarten ge-
gangen, um dort die Mittagspause zu verbringen. Kurz
bevor sie aufbrechen wollten, um an ihren Arbeitsplatz zu-
rückzukehren, haben sich ihnen zwei Personen von hinten
genähert und sich als Polizisten der Walliser Kantonspolizei
ausgewiesen. Darauf folgte eine Überprüfung der Auswei-
se und ein anschliessendes Durchsuchen aller Taschen. Jeder
wurde einzeln überprüft, das ganze dauerte eine Viertelstunde.

Keine Widerrede
Fazit: Nichts verbrochen, trotzdem zehn Minuten zu spät
zur Arbeit erschienen. Einem Kollegen, der nach den Na-
men der eifrigen Beamten fragte, wurde angedroht, auf den
Polizeiposten mitgenommen zu werden. Auf die Bemer-
kung, alle würden von Legalisierung sprechen, selbst die
Vorsteherin des Eidgenössischen Justiz- und Polizeideparte-
mentes, Ruth Metzler, wusste der Beamte nur eine Ant-
wort: «Metzler ist nur ein Fräulein im Minirock.»

Cyril Pinto, JUSO

des legendären Peter Sager,
wie auch mit diversen ande-
ren rechtsnationalen, antikom-
munistischen Kreisen. Im
Kampf gegen den Kommunis-
mus bewegte sich Chenaux
auch im Dunstkreis der Tra-
ditionalisten um den Erzbi-
schof Lefebvre von Ecône. In
den letzten Jahren ist an die
Stelle des antikommunistischen
Engagements ein fundamen-
talistischer Einsatz für eine
drogenfreie Schweiz getreten.

Staatsrat, dass es keinen Sinn
mache, den Anwendungsbe-
reich des Betäubungsmittel-
gesetzes von den Betäubungs-
mitteln (Heroin, Kokain, Ha-
schisch) auf die Suchtmittel
auszudehnen, unter die auch
Alkohol und Tabak fallen.
«Gastro-Valais» liefert die
Begründung: «Alkohol und
Tabak sind keine Suchtmittel,
sondern der Kategorie Le-
bensmittel zugeordnete Ge-
nussmittel.» Der Bundesrat

Im Jahre 1975 wurde das Schweizer Betäubungsmittelgesetz
revidiert. Damit sollte den Gerichten unter anderem die
Möglichkeit gegeben werden, beim Hanfkonsum von einer
Strafe abzusehen. Geschehen ist das Gegenteil. Die kanto-
nalen Drogendezernate haben den Kiffern den Krieg erklärt.

In den Städten und in vielen Kantonen wuchs in den
80er Jahren die Erkenntnis, dass es reellere Probleme gibt.
Nicht so im Wallis. Bei uns wird bis heute jedes Räuchlein
verzeigt und ein Dossier angelegt. Kleider- und Körper-,
Auto- und Hausdurchsuchungen, Einvernahmen und Ab-
führungen waren und sind an der Tagesordnung, bis hin zu
teuren Telefonkontrollen gegen kleine Paffer.

Repression nützte nichts
Tausende von polizeilichen Arbeitsstunden und Millionen
von Steuergeldern wurden in den Sand gesetzt. Genützt hat
es nichts. Gekifft wurde und wird darum nicht weniger. Im
Gegenteil. Das Verbotene hat seinen Reiz. Und das Unrechts-
bewusstsein für das Verbot dieses Krautes fehlt ohnehin.

Die Strategie des Polizeikommandos in Sitten ist das
Reduit: Das Unkraut im Keime und an der Grenze ersticken.
Am Bahnhof Brig etwa, oder in Goppenstein, oder am Open
Air in Gampel. Mit allen Mitteln. Während bei anderen Straf-
taten ein Tatverdacht und ein richterlicher Untersuchungs-
befehl für eine Zwangshandlung erforderlich ist, sah und
sieht man dies im Krieg gegen das Hanfkraut weniger eng.

Keinem Polizisten kommt es in den Sinn, einen Bankier
oder Bankkunden auf offener Strasse zu durchsuchen. Bei
tatsächlichen oder vermeintlichen Paffern geht das mit dem
Segen von oben. Routinekontrollen. Im Anfechtungsfall
kann ein virtueller Tatverdacht nachgeschoben werden. Die
Resultate sind kontraproduktiv. Der Rechtsstaat nimmt Scha-
den. Das Vertrauen der Jugend in diesen ebenso.

von Experten und Drogen-
fachleuten. Doch Staatsrat
Jean-René Fournier versenkte
das Papier aus dem Gesund-
heitsdepartement in der Schub-
lade. Stattdessen zog Staatsrat
Fournier eine Stellungnahme
innerhalb seines Departemen-

tes für Sicherheit und Institu-
tionen vor, geschrieben vom
zuständigen Beamten Jean-
François de Preux, Chef der
Abteilung Betäubungsmittel
bei der Kantonspolizei.

Im letzten August schick-
te der Bundesrat das revidier-

Wann ist Schluss mit der Verfolgungsjagd?
Dabei gäbe es durchaus Vernünftiges zu tun. Wie sachliche
Aufklärung statt Panikmache, Prävention statt Repression,
Schutzmassnahmen für Minderjährige. Und Schutz vor fie-
sen Geschäftemachern, die es neben Überzeugungspaffern
ebenfalls gibt.

Die Frage ist nicht, ob das Kiffen gut ist oder nicht. Für
die Gesundheit sind erwachsene Menschen selbst verant-
wortlich. Abgesehen davon, dass Hanf von allen «Drogen»
wohl die harmloseste ist, Alkohol miteingeschlossen. Und
abgesehen davon, dass Hanf nicht nur ein Genussmittel ist,
sondern auch ein Heilmittel und im übrigen ein vielseitig
verwendbarer Rohstoff mit Entwicklungsmöglichkeiten in
allen Richtungen. Hanf als ökonomischer Zukunftsmarkt.
Auch für unsere Bergbauern. Denn das Wallis bietet opti-
male natürliche Bedingungen für die Hanfproduktion. Hanf
als Qualitäts- und Nischenprodukt.

Die Frage ist, wann endlich mit den irrationalen Verfol-
gungsjagden und den damit verbundenen Belastungen für
die Steuerzahler und die Betroffenen Schluss gemacht wird.
Dann könnten wir in Ruhe diskutieren, was gut ist und was
nicht. Und der Mafia und den Schwarzmarktschmarotzern
ginge der Markt und die Marge flöten. Nur sie haben neben
dem Polizeikommando und dem Walliser Staatsrat sowie
einigen Unaufgeklärten und Sektierern noch ein Interesse
an der bisherigen Repression. Und am Schwarzmarkt, den
diese unweigerlich erzeugt. Legt ihnen der Bundesgesetz-
geber endlich das Handwerk mit einem vernünftigen Ge-
setz, welches Konsum und Handel des Hanfkrautes regelt?
Die Zeit ist reif.

Peter Volken
Advokat und Notar

Die Argumente
des Bundesrates
• «Cannabis verursacht

im Vergleich zu Alkohol
oder Kokain verhältnis-
mässig wenig gesund-
heitliche Schäden.

• Die Annahme, dass Can-
nabis als Einstiegsdroge
für gefährlichere Drogen
gilt, ist falsch. Sie stammt
aus der USA der vierzi-
ger Jahre und ist heute
eindeutig widerlegt.»

Eine andere Forderung von
«Gastro-Valais» geht aber
auch dem Staatsrat zu weit.
Die Walliser Wirte und Hote-
liers sind nämlich «unter kei-
nen Umständen einverstan-
den,» dass der Richter Restau-
rants schliessen kann, wenn
diese an Kinder unter 16 Jah-
ren Alkohol und Tabakwaren
abgeben.

Damit Donnet nicht nur
beim Alkohol mitreden kann,
hat er letzthin sogar einen

Tatort Bahnhof Brig: Polizei filzt Jugendliche ohne Tatverdacht und ohne Untersuchungsbefehl.

Wirtesekretär
Donnet: «Ja, ich
habe einmal Ha-
schisch geraucht.»
Das zweite Argument für die
staatsrätliche Stellungnahme
ist beim Walliser Wirte- und
Hotelierverband «Gastro-
Valais» abgeschrieben. Zu-
sammen mit der «Gastro-
Valais»  argumentiert  der

liefere also eine «willkürliche
Definition des Begriffes Sucht-
mittel.» Wenn schon Alkohol
und Tabak Suchtmittel seien,
dann müsse konsequenterwei-
se auch Schokolade und Zu-
cker als Suchtmittel bezeich-
net werden. Genau dieselben
Argumente servierte der rechts-
konservativen Chenaux in der
Westschweizer Zeitung «L’A-
gefi»vom 27. Dezember 1999.

Selbstversuch im Haschisch-
rauchen gemacht. «Es war wie
eine Zigarette, ich habe über-
haupt nichts gespürt.» Trotz-
dem möchte er das Betäu-
bungsmittelgesetz «so lassen,
wie es ist,» also keine Straf-
freiheit für Cannabis. Folglich
muss er nächstens mit dem
Besuch der Polizei rechnen.

Zollstation Lötschberg

Wie die Polizei Jugend-
liche drangsaliert



ROTE ANNELIESE • Nr. 161 / März 200012 ROTE ANNELIESE • Nr. 161 / März 2000 13

Anfang Juli 1999 stappelte
sich auf der Gemeindedeponie
von Agarn Gebäudeisolatio-
nen, Teppiche, Plastikeimer,
Kanister, lackiertes Holz,
Staubsauger, Fenster mit Glas
und Eisenteile zu einem Ab-
fallberg.

Am 7. Juli 1999 machte
Susanne Hugo-Lötscher mit ei-
nem Brief an den Gemeinderat
auf den offensichtlichen Miss-
stand aufmerksam und fragte,
«wer dafür verantwortlich ist,
dass solche Dinge deponiert
werden können?» Seit Jahren
hatte sie das Problem illegaler
Verbrennungen in der Um-
weltkommission von Agarn
zur Sprache gebracht und ei-
gentlich eine Verbesserung
erwartet. In demselben Brief
drohte sie mit dem Rücktritt
aus der Umweltkommission,
falls der Abfallberg verbrannt
werde und appellierte an die
Vernunft des Gemeinderates.
Der Gemeinderat hielt es nicht
für notwendig, den Brief in-
nert nützlicher Frist zu beant-
worten. Am 28. Juli wurden
Susanne Hugo-Lötschers Be-
fürchtungen bestätigt. Der
Abfallberg ging in Flammen
auf. Am Abend desselben Ta-
ges moderten auf der Deponie
noch die Reste des Abfalles.

Umweltkommission
lächerlich gemacht
Die Rechtslage aufgrund der
Umweltgesetzgebung ist klar.
Sowohl die eidgenössische

(ktm) – Auf den Oberwalliser
Deponien der Gemeinden und der
Baufirmen sind illegale Verbren-
nungen an der Tagesordnung.
Jahrelang hat sich Susanne
Hugo-Lötscher als Mitglied der
Umweltkommission von Agarn
gegen eine solche hochgiftige
«Entsorgung» gewehrt. Doch
bei Kanton und Gemeinde stiess
sie auf wenig Verständnis. Im
letzten August verliess sie aus Protest
die Umweltkommission von Agarn.

Luftreinhalteverordnung, als
auch das entsprechende kan-
tonale Dekret (Art. 18) ver-
bieten das Verbrennen von
Abfällen im Freien. Selbst im
Polizeireglement von Agarn
steht unter Artikel 19 wort-
wörtlich:

«Auf dem Gebiet der Ge-
meinde Agarn ist das Entfa-
chen von Feuer im Freien
grundsätzlich verboten.»

Enttäuscht gab Susanne Hugo-
Lötscher am 23. August dem
Gemeinderat schriftlich ihre
Demission als Mitglied der
Umweltkommission bekannt,
mit der Begründung: «Mit
dem Verbrennen des Abfall-
berges auf der Gemeinde-

nen Brand unbeaufsichtigt.»
Zudem stellt sie fest, dass die
Personen, die auf dem Gelän-
de die Waren annehmen, im-
mer wieder Material anneh-
men, das sie nicht annehmen
dürften.

Bereits beantwortet hat
Staatsrat Rey-Bellet eine Ein-
fache Anfrage von SP-Gross-

rat Edgar Salzmann betreffend
die Verbrennung von Bauab-
fällen bei der A9-Baustelle in
Gamsen. Die Bauleitung der
A9 habe das Konsortium
WADEG auf die Verbrennun-
gen eines Unterakkordanten
aufmerksam gemacht und seit-
her seien «keine neuen Ver-
brennungen von Abfällen, auf

Laut kantonalem Dekret be-
treffend der Anwendung der
Bundesgesetzgebung über
Umweltschutz vom1990
wird unter Art. 18 festgehal-
ten: «Die Verbrennung von
Abfällen im Freien oder in
Anlagen, die nicht für die-
sen Zweck vorgesehen sind,
ist im ganzen Kanton ver-
boten.»

Trotzdem werden seit
Jahren in mehreren Ge-
meinden auf Gemeindede-
ponien viele Abfälle ver-
brannt. Ebenso wird dies in
vielen privaten Haushaltun-
gen via Holzöfen gehand-

habt. Diese gravierende Art
und Weise der Abfallentsor-
gung ist nicht nur ein hoch-
giftiges Eigentor; es verstösst
auch gegen geltendes Recht.
• Wie ist es möglich, dass

diese illegalen Verbren-
nungen vom Kanton über
Jahre gebilligt werden?

• Welche Rolle hat in dieser
Angelegenheit die Dienst-
stelle für Umweltschutz?

• Toleriert der Kanton diese
Situation weiterhin oder
welche Möglichkeiten sieht
der Staatsrat vor, um die
Einhaltung des Dekretes
zu gewährleisten?

Interpellantion von Susanne
Hugo-Lötscher und Tony Schmid
vom 10. Februar 2000

Hochgiftige Abfall-
verbrennung als Eigentor

Unter Protest verlässt SP-Grossratssuppleantin Susanne Hugo-Lötscher die Umweltkommission von Agarn

Kanton und Gemeinden dulden illegale Verbrennungen

deponie wurde meines Erach-
tens die Arbeit der Umwelt-
kommission ins Lächerliche
gezogen.»

Erst im Oktober beantwor-
tete der Gemeinderat den
Brief von Hugo-Lötscher. Im
Antwortschreiben gibt der
Gemeinderat zu, dass die De-
ponie tatsächlich «sehr man-
gelhaft geführt worden» sei
und versprach Verbesserun-
gen. Doch laut Hugo-Lötscher
brannten die Feuer in der
Gemeindedeponie auch im
Herbst weiter.

Keine Antwort
aus Sitten
Damit nicht genug. Hugo-
Lötscher setzte im August
ebenfalls die Dienststelle für
Umweltschutz im Departe-
ment für Verkehr, Bau und
Umwelt in Kenntnis der ille-
galen Verbrennungen. Jean-
Pierre Schnydrig, den Chef
der Dienststelle für Umwelt-
schutz, forderte sie schriftlich
auf mit der Gemeinde Agarn
Kontakt aufzunehmen, um
mit ihnen das Problem Depo-
nie zu beraten.»

Wie gesagt, das war im
August letzten Jahres. Seither
sind sechs Monate vergangen.
Der Brief von Hugo-Lötscher
wurde von Schnydrig weder
bestätigt, noch beantwortet.

Laut Auskunft der Gemeinde
Agarn hat die Dienststelle für
Umweltschutz auch keinen
Kontakt mit der Gemeinde in
dieser Sache aufgenommen.
Wie der Gemeindeschreiber
von Agarn bemerkt, ist das
Anliegen «scheinbar kein
brennendes Problem beim
Staat.»

Für Hugo-Lötscher ist der
Fall klar: «Es nützt nichts,
dass der Kanton und die Ge-
meinden Gesetze und Regle-
mente erlassen, wenn der Wil-
le zur Umsetzung fehlt.»
Während der Februarsession
im Grossen Rat hat sie deshalb
zusammen mit Grossratssup-
pleant Tony Schmid eine In-
terpellation eingereicht und
Staatsrat Jean-Jacques Rey-
Bellet um eine Stellungnahme
gebeten (siehe Kasten).

Kein Einzelfall
Ein weiteres Beispiel zeigt,
dass Agarn kein Einzelfall ist.
Als Mitglied der Umweltkom-
mission von Gampel hat Car-
men Martig auch schon bei
der Gemeinde interveniert. Im
April 1998 musste in der Ge-
meindedeponie Kalkofen ein
Brand durch die Feuerwehr
gelöscht werden. Martig fragt
den Gemeinderat, warum die
Feuerwehr überhaupt ausrük-
ken musste? «Man lässt kei-

Rauch über der Gemeindedeponie von Agarn.

Susanne Hugo-Lötscher:
«Missstände müssen
beseitigt werden!»

Erinnerungen
an Seveso

Hochgiftige
Dioxine
und Furane!
Bei der Verbrennung von
Bauabfällen, Verpackun-
gen, Kunststoffen und be-
handeltem Holz geht kei-
neswegs ein harmloses
Räuchlein in die Luft, son-
dern hochgiftige Dioxine
und Furane. 1976 gelang-
ten in Seveso 100 Gramm
Dioxin in die Umwelt und
verursachten bei Hunder-
ten von Menschen schwe-
re Hauterkrankungen und
eine deutliche Zunahme
von Gallentumoren. Die
Umgebung wurde jahr-
zehntelang hermetisch
abgeriegelt.
Deshalb ist die Entsorgung
von Abfällen aller Art durch
offene Verbrennung eine
gefährliche und unverant-
wortliche Tat und müsste
von den Gemeindebehör-
den mit aller Strenge ge-
ahndet werden. Die Abfälle
gehören in die Kehrricht-
verbrennungsanlagen,
welche mit moderner Ent-
stickung und Rauchgas-
reinigung ausgestattet
sind. In einer solchen An-
lage werden noch 0,1 Mil-
liardstel Gramm pro Kubik-
meter Luft ausgestossen.
In einer illegalen, offenen
Verbrennung sind es 114
Milliardstel Gramm, also
das 1000fache!

Dekret vom 21. Juli 1990, Art. 18

Verbrennen
im Freien verboten

Die Verbrennung von Abfällen im Freien oder in
Anlagen, die nicht für diesen Zweck vorgesehen
sind, ist im ganzen Kanton verboten.

Von dieser Regelung ausgenommen ist die Ver-
brennung von Wald-, Wiese-, Garten- oder Reben-
abfällen in schwach besiedelten Gebieten, soweit
sie nicht übermässige Immissionen und Belästi-
gungen für die Nachbarschaft zur Folge hat und
kein umweltfreundlicheres Mittel zur Beseitigung
vorhanden ist.

Die Gemeinden sorgen für die Einhaltung dieser
Vorschrift auf ihrem Gebiet.

1.
2.

3.

Der Abfallberg geht später in Flammen auf.

sämtlichen 12 laufenden Bau-
stellen festgestellt worden.»

Trotzdem besteht weiterhin
die Gefahr, dass es zu illegalen
Verbrennungen kommt. Diesmal
aber auf den heimischen Bau-
depots der Firmen. Dort wer-
den die Gemeindebehörden
erfahrungsgemäss nicht ohne
private Intervention eingreifen.

Der damalige Briger Stadtrat
Andreas Weissen kann davon
ein Lied singen: «Mit Bussen
macht man die Leute ver-
rückt.» Oft sind es eben Leu-
te, die man gut kennt und die
Hemmschwelle einer Straf-
anzeige ist gross. Weissen ist
trotzdem gegen illegale Ent-
sorger vorgegangen und hat
ihnen im Wiederholungsfall
sogar Bussen in der Höhe von
mehreren Tausend Franken
ausgeteilt und die Kosten des
Feuerwehreinsatzes verrech-
net. «Das hat gewirkt,» hält er
nachträglich fest.

Abfalldeponien sind
seit 1. Januar strafbar
Seit 1. Januar 2000 ist ohne-
hin Schluss mit dem Deponie-
ren von brennbaren Abfällen.
Der Bundesrat hat 1996 mit
der Änderung der Technischen
Verordnung über Abfälle
(TVA) ein generelles Abla-
gerungsverbot für Siedlungs-
abfälle, Klärschlamm, brenn-
bare Bauabfälle und andere
brennbare Abfälle beschlos-
sen. Den Deponiebetreibern
hat er eine Frist bis Ende 1999
gegeben, ihre Deponien zu
räumen. Seit zwei Monaten ist
also nicht nur das Verbrennen,
sondern auch das Deponieren
von Abfällen strafbar.

Durch die Verbrennung solcher Abfälle entstehen hochgiftige Dioxine und Furane.
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Als letzten Herbst in der
Oberwalliser Presse die ille-
gale Klärschlammablagerung
in Lax aufgedeckt wurde, rea-
gierte der zuständige Chef der
Dienststelle für Umweltschutz,
Jean-Pierre Schnydrig, mit
Abwehr. Die Gewässerschutz-
politik des Kantons sei «klar
definiert» und entspreche «den
jüngsten umweltrelevanten
Anforderungen.» Die Behaup-
tungen seien «polemisch und
unsachlich,» konterte er selbst-
sicher.

Staatsrat Rey-Bellet:
Wiederherstellung
und Bussen
Im Grossen Rat musste nun
Staatsrat Jean-Jacques Rey-
Bellet am 9. Februar 2000 zäh-
neknirschend zugeben, dass
die Behauptungen Schnydrigs

nicht stimmen. In einer Inter-
pellation hatte SP-Grossrats-
suppleant Tony Schmid den
Staatsrat gefragt, ob er Kennt-
nis von den illegalen Ablage-
rung habe und was er dagegen
zu unternehmen gedenke. In
seiner Antwort hält Staatsrat
Rey-Bellet fest: «Die Depots
wurden ohne Bewilligung
realisiert unter Verletzung der
Vorschriften. Wenn eine Sa-
che unsauber ist, dann nenne
ich sie unsauber und wenn sie
sauber ist, nenne ich sie sau-
ber.» Das wollen wir doch alle
von einem Staatsrat hoffen.

Rey-Bellet bestätigt wei-
ter, dass die Gemeinde Lax
1996 ein Gesuch an den Kan-
ton gestellt habe, um Klär-
schlamm für Aufschüttungen
zu verwenden. Doch das Ge-
such sei vom Kanton «abgelehnt

worden, weil ein detailliertes
Konzept für die Wiederver-
wendung des Klärschlammes
fehlte.» In seiner Antwort fährt
Rey-Bellet fort, dass «im Falle
der illegalen Klärschlammab-
lagerungen die Dienststelle
für Umweltschutz die notwen-
digen Schritte unternimmt,
das heisst die Wiederherstel-
lung und eine Busse.»

Im Detail verlief die Sa-
che wie folgt: Am 4. Mai 1996
reisen Vertreter der Dienst-
stelle für Umweltschutz nach
Lax und nehmen zusammen
mit Gemeindevertretern und
dem Gesuchssteller und Bo-
denbesitzer Alfred Boden-
mann eine Ortsschau im Orte
«Aebnet» Richtung Martis-
berg vor. Bodenmann und die
Gemeinde werden aufgefor-
dert ein Gesuch zu stellen.

Dieser gesetzlichen Aufforde-
rung kommen sie nicht nach.
Im Juni und Juli 1996 depo-
nieren  sie  grosse  Mengen
Klärschlamm aus der ARA
Brunni/Fiesch im Aebnet.

Kanton liess Gras
darüber wachsen
Als die Dienststelle für Um-
weltschutz davon Wind be-
kommt, fordert sie die Aufhe-
bung der illegalen Deponie.
Im Auftrag von Alfred Boden-
mann nimmt der Fiescher
Advokat Herbert Imhasly die
Dienststelle aufs Korn und
verweist darauf, dass auch
anderswo solche Ablagerungen
vorgenommen werden. Doch
die Dienststelle weist ihn und
Bodenmann mit Brief vom 4.
September 1996 recht unsanft
zurecht. Die anderen Orte hät-
ten eine entsprechende Bewil-
ligung des Kantons und es be-
fremde daher, wenn Boden-
mann «sein rechtswidrigers
Handeln mit dem Hinweis auf
andernorts herrschende Miss-
stände rechtfertigen will.»

Das war im Herbst 1996.
Und seither hat die Dienststel-
le für Umweltschutz ihre Hän-

de in den Schoss gelegt. Statt
die Wiederherstellung durch-
zusetzen und abschreckende
Bussen zu verhängen, liess die
Dienststelle geduldig Gras
über das Dossier und die De-
ponie wachsen. Die Täter hin-
gegen schritten ermutigt zur
Tagesordnung über und fuh-
ren überall dort, wo es auf den
Laxer Wiesen ein Loch aufzu-
füllen gab, mit dem Klär-
schlammcamion auf. Die Ge-
meinde schaute zu, die Verant-
wortlichen der ARA Brunni
schauten zu und der Kanton
schaute zu. «Nichts sehen,
nichts hören, nichts sagen»
war die Devise.

Bodenmann und
Volken – Gesellschaft
mit beschränkter
Haftung!
Als Gipfel der Frechheit sol-
len nun die Gommer «Klär-
schlammprofis» noch belohnt
werden. Am 29. September
1998 hat eine Firma VOBO
GmgH ein Gesuch für den
Bau einer Recycling-Anlage
für Klärschlamm bei der Ge-
meinde Lax eingereicht. Hin-
ter der Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung stehen die
Camioneure Alfred Boden-
mann und Franz-Josef Volken.
Das Gesuch wurde von der
Gemeinde am 1. Juni 1999
bewilligt. Noch steht die Be-
triebsbewilligung seitens des
Kantons aus.

Sollte der Kanton diese
Anlage bewilligen, macht er
den Bock zum Gärtner. Ohne
vorherige Beseitigung der il-
legalen Deponien ist eine kan-
tonale Bewilligung ein Af-
front gegen jene, welche sich
korrekt an die gesetzlichen
Bestimmungen halten.

Vorher und nachher: Über die illegale Klärschlammdeponie in Lax wächst Gras.

Illegale Klärschlammablagerungen in Lax

Jetzt wird die Gommer
Klärschlamm GmbH
noch belohnt!
(ktm) – Der Kanton und die Gemeinde Lax haben seit 1996 illegale
Klärschlammablagerungen in Lax toleriert. Erst auf öffentlichen Druck
hin sieht sich nun die Dienststelle für Umweltschutz gezwungen, die
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes zu fordern und die
Täter zu bestrafen. Doch vorerst erhalten die Gommer «Klärschlamm-
profis» noch eine Belohnung!

Seit Annahme der Alpen-In-
itiative steht es klipp und klar
in der Bundesverfassung: Die
Güter durch die Schweiz ge-
hören auf die Schiene. Darum
dürfen Transitstrecken im
Schweizerischen Alpenraum
nicht weiter ausgebaut wer-
den. Zu diesen Transitstrassen
gehört der Grosse St. Bernard.
Das kümmert den jetzigen
Standesherrn Simon Epiney
einen Deut. Er nahm die
Tunnelkatastrophe am Mont-
blanc zum Anlass um dem
Bundesrat vorzuschlagen, die
Zufahrtstrecke zum Grossen

Sankt Bernard als Alternativ-
route zum Mont-Blanc auszu-
bauen. Epiney will mehr La-
ster durch den Tunnel am
Grossen Sankt Bernard.

Die privaten Kassen
sollen klingen
Der Tunnel am Grossen Sankt
Bernard gehört einer privaten
Gesellschaft. Für jede Durch-
fahrt durch den Tunnel ist eine
Gebühr zu zahlen. Alt Staatsrat
Bernard Bornet ist Präsident
der Tunnelgesellschaft. Bornet
setzte sich als Staatsrat vorab für
mehr Beton und weniger Grün

CVP Ständerat Epiney Simon:

Politisiert in Bern
direkt gegen das Wallis

ein. Er war während seiner
Amtszeit als kantonaler Bau-
dirketor im ständigen Clinch mit
den Umweltverbänden. Mit der
Verlagerung der Güter von der
Strasse auf die Schiene konn-
te Bornet nie etwas anfangen.
Bornet will immer mehr Gü-
ter auf der Strasse und durch
seinen Tunnel. Das lässt die
Kassen klingen. Jetzt ist ihm
Parteikollege Epiney mit der
Motion für den Ausbau der
Zufahrtstrecken zum Grossen
Sankt Bernard zu Hilfe geeilt.

Epiney gegen
den Volkswillen
In allen verkehrspolitischen
Abstimmungen der letzten

Jahre hat die Mehrheit des
Stimmvolks immer wieder
klar gemacht, dass der Güter-
verkehr durch die Schweiz auf
die Schiene gehört. Das war
bei der Alpen-Initiative so, das
war bei der leistungsabhän-
gigen Schwerverkehrsabgabe
so und das war auch bei der
Finanzierung des Öffentlichen
Verkehrs und damit der NEAT
so. Ständerat Simone Epiney
politisiert gegen den Volkswil-
len. Schlimmer noch: Durch
den Ausbau der Transitstras-
sen erwächst dem Güterver-
kehr auf der Schiene direkte
Konkurrenz. Das schadet dem
Lötschberg und damit dem
Wallis.

Die unglaubliche Ant-
wort des Bundesrats
Unverständlich die Antwort
des Bundesrates an Motionär
Epiney: Der Bundesrat zeigt
sich bereit, das Thema Ausbau
und Erweiterung des Natio-
nalstrassennetzes am Grossen
Sankt Bernard in seine ver-
kehrspolitischen Überlegun-
gen miteinzubeziehen. Jetzt
stellt sich die Frage: Kann
Bahndirektor und Ständerat
Rolf Escher seinen Unterwal-
liser Parteikollegen stoppen
und zur Räson bringen. Man
ist gespannt auf den Einfluss
des Ständerates aus dem Ober-
wallis.

Willy Schnyder lässt nicht locker:

Nach olympischen die nordischen Spiele!
(eg) – Die Statistiken sind zappenduster: die 50 000 Zweitwohnun-
gen im Wallis sind gerade mal während 44 Tagen pro Jahr besetzt.
Während 321 Tagen sind die Läden in den Ferienchalets zu. Jetzt
greift Staatsrat Willy Schnyder zu alten und völlig überholten Re-
zepten. Er will die nordischen Weltmeisterschaften ins Goms holen um
die Parahotellerie zu retten. Schnyder zielt gleich drei Mal daneben.

(eg) – Bis ins Jahr 2006 soll die NEAT am Lötsch-
berg gebaut sein. Der Lötschberg ist die direk-
teste Verbindung zwischen Basel und Milano.
Die Güter auf der Schiene zwischen Basel und
Chiasso werden dannzumal auf dieser Achse
rollen. Das ist gut für die Bahnregion Wallis
mit den vielen Bahnangestellten. Simon Epiney
reichte noch als Nationalrat im Parlament eine
Motion ein um die Zufahrtstrasse zum Grossen
St. Bernard auszubauen. Epiney will mehr
40-Tönner Lastwagen auf diese Transitstrasse
zu locken. Das ist Politik gegen die Interessen
des Lötschbergs und des Wallis. Alt Staatsrat
Bernard Bornet freut sich ob der Politik seines
Parteikollegen. Er ist Präsident der privaten
Tunnelgesellschaft am Grossen Sankt Bernard.

Fehlschluss Nummer 1
Mehr leere Betten

Die sinkenden Übernach-
tungszahlen in der Para-
hotellerie haben ihre Ur-
sache im aus allen Fugen
geratenen Bautourismus
der siebziger und achtzi-
ger Jahre. Mit der Orga-
nisation eines sportlichen
Grossanlasses wird die-
ser auf kurzfristigen Pro-
fit ausgerichtete Bau-
tourismus noch einmal
angeheizt. Die Konse-
quenz: nach dem Ereig-
nis bleiben noch mehr
Läden zu und noch mehr
Betten leer.

Fehlschluss Nummer 2
Mehr leere Chalets

Wegen jahrzehntelanger
schwarz-gelber Bau- und
Parteipolitik sind die Bau-
zonen im Wallis vollkom-
men überrissen. Mit ei-
ner gigantischen Sport-
veranstaltung  wie  es
nordische Winterspiele
sind wird der ungestill-
te Hunger der Baulöwen
mit den Baggerzähnen
wieder geweckt. Was
zurückbleibt ist eine mit
weit verstreuten Ferien-
häuschen bestückte ver-
schandelte und zersie-
delte Landschaft.

Fehlschluss Nummer 3
Weniger Touristen

Kein Jahr ist es her, seit
dem Schnyder, Mudry
und Co. von den IOC-
Delegierten kalt abge-
duscht wurden. Die Ge-
sundbeter von Sion 2006
sprachen trotz der Nie-
derlage von einem loh-
nenden Werbeeffekt für
das Wallis. Die rückgän-
gigen Zahlen im Touris-
mus sprechen jetzt eine
andere Sprache. Das hat
Schnyder mit seiner vom
ihm selbst präsentierten
Studie jetzt selbst bewie-
sen. Peinlich.
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Victor Jara wurde am 28. September 1938
in der Nähe von Santiago de Chile gebo-
ren. Sein Vater arbeitete als Landarbeiter.
Seine Mutter war eine Volkssängerin, die
bei Erntefesten und Trauerfeiern Gitarre
spielte und Lieder sang. Sie brachte Victor
Jara die Liebe zum Musizieren bei. An der
Universität absolvierte er eine Ausbildung
als Schauspieler, ging zum Theater und
wurde in den 60er Jahren als bekannte-
ster chilenischer Jungregisseur gefeiert.
Trotz Erfolgen konnte er sich nie so recht
für die «Theaterkunst» begeistern. So
wandte er sich der zweiten grossen Lei-
denschaft zu: den chilenischen Volkslie-
dern.

Jara glaubte, dass ein Künstler mit dem
Volk leben und verbunden bleiben muss.
Man kann nicht bloss vorbeischauen, aus
dem Fenster gucken oder in seinem Ate-
lier leben. So mischte er sich unter die
Leute und besang in seinen Liedern ihre
Probleme und Sorgen. Bis zu seiner Er-
mordung gab er in Chile in Fabriken,
Schulen, Bergwerken, Theatern, Univer-
sitäten, Slumvierteln, Stadions, vor Arbei-
tern und Studenten Konzerte. Seine Po-
pularität stieg und seine Lieder wurden
politischer. Bald war er nicht nur in Chile,
sondern in ganz Südamerika bekannt.

Grossen Einfluss auf Jara übte Violeta Para
aus – eine engagierte Frau und bedeu-
tende Komponistin. Sie zog kreuz und
quer durch Chile, entdeckte die Lieder,
die die Landbewohner sangen, und gab
der chilenischen Folklore ihren Platz in der
Gegenwart. Sie hat eine ganze Generati-
on junger Komponisten beeinflusst. Im
Lied «Manifiest» bezieht sich Jara aus-
drücklich auf die berühmte Komponistin.
1969 erhielt er den ersten Preis beim Fe-
stival der Neuen Chilenischen Singbe-
wegung. Obwohl seine Lieder konkrete,
politische Aussagen enthielten, war er aus
dem Wettbewerb der Katholischen Uni-
versität von Santiago als Sieger hervor-
gegangen.

Wie die Witwe Joan Jara in der Biogra-
phie «An Unfinished Song» berichtet,
hörte Victor Jara am 11. September im
Radio, dass die Stadt Valparaiso von den
Einheiten der Marine umzingelt wurde.
An diesem Tag sollte Victor Jara bei der
Eröffnung einer Ausstellung in der Tech-
nischen Universität singen. Salvador All-
ende sollte auch kommen. Jara ging sofort
zur Universität, um dort die Studenten
und Professoren gegen die Militärjunta zu
unterstützen.

Joan Jara hat später erfahren, dass die
Technische Universität von Pinochets Sol-
daten umzingelt und beschossen wurde.
Die Studenten und Professoren konnten
sich nicht wehren. Victor Jara hatte kein
Gewehr, nur seine Gitarre. Schon in der
Universität sollen viele ermordet worden
sein; die Überlebenden wurden in das
berüchtigte «Estadio Chile» gebracht.
Was im Nationalstadion geschah, hat die
Witwe nach und nach erfahren: «Ich
weiss, dass er dort gesungen hat. Ich
weiss, dass sie ihn zusammengeschlagen
haben. Ich weiss, dass sie ihm die Hände
oder die Handgelenke gebrochen haben,
und ich weiss, dass sie ihn nach zwei Ta-
gen ermordet haben.» Im Stadion hat Jara
noch ein letztes Gedicht verfasst, das spä-
ter hinausgeschmugelt wurde:

Chile-Stadion

Es sind fünftausend von uns
hier in diesem kleinen Stück-
chen Stadt…
Was für ein Grauen die Fratze
des Faschismus schafft!
Sie führen ihre Pläne mit der
Präzision von Messern aus.
Ihnen ist alles gleich.
Für sie ist Blut wie ein Orden,
Schlächterei eine Heldentat.
Oh Gott, ist das die Welt,
die du geschaffen hast?…
Wie schwierig ist es zu singen
wenn ich den Schrecken
besingen muss.
Den Schrecken, den ich erlebe,
den Schrecken, den ich sterbe.
Mich selbst unter so vielen
sehen
und so viele Augenblicke
der Unendlichkeit
in denen Schweigen und Schreie
das Ende meines Gesanges sind.
Was ich sehe, habe ich nie
gesehen.

Am 18. September teilte ein junger chile-
nischer Staatsbeamter Frau Jara mit, dass
Victors Leichnam identifiziert worden sei
und sie ihn abholen könne. Was sie dar-
aufhin unternahm, beschreibt Frau Jara
wie folgt: «Ich sah das Leichenschauhaus
von Santiago – angefüllt mit Hunderten
von Leichen von chilenischen Arbeitern
und Studenten, jungen und alten, die
Hände noch hinter ihrem Rücken ge-
fesselt… Unter diesen Leichen fand ich
Victor. Einen schrecklich zusammenge-
schlagenen, blutigen Leichnam. Halb
nackt und voller Wunden von Maschinen-
gewehrkugeln… Sie liessen mich den
Leichnam mitnehmen und ihn beerdigen.»

Aus Verbitterung und Enttäuschung über
den Putsch und den Tod seiner engsten
Freunde Jara und Allende starb am 23.
September 1973 der grosse Lyriker und
Dichter Pablo Neruda. Heuchler Pinochet
ordnete eine dreitägige Staatstrauer an,
während seine Soldaten Nerudas Bücher
verbrannten und sein Haus zerstörten.
Das Begräbnis Nerudas wurde zu einer
Kundgebung, an der Trauer und Wut sich
äusserten. Das Begräbnis Nerudas blieb
während der Diktatur Pinochets die letz-
te politische Demonstration.

Victor Jara: Er hatte kein Gewehr, nur seine Gitarre
Von Pinochets Schergen kaltblütig ermordet

(he) – 16 Monate sass der Ex-Diktator Pinochet unter

«Hausarrest». Nun wurde er in Grossbritannien freige-

lassen. Während seiner Regierungszeit als Diktator

wurden in Chile Tausende gefoltert, ermordet oder ins

Exil geschickt. Unter den Toten befand sich auch der

bekannte Volkssänger, Regisseur und Liedermacher

Victor Jara, der zwischen dem 11. und dem 18. Sep-

tember 1973 ermordet wurde.

Victor Jara als Musiker
1957: Die berühmte Volkssängerin Violetta Para bringt ihm

viele ihrer Lieder bei und ermutigt ihn als Sänger.
1958: Wird Mitglied der Cuncumén-Gruppe, die als eine

der ersten chilenische Tänze und Lieder vorführt.
1959: Erste Schallplatten-Aufnahmen als Solist.
1960: Künstlerischer Direktor der Cuncumén-Gruppe. Kom-

poniert sein erstes Lied «Paloma quiero contarte».
1963: Gründet die Volkslied- und Tanzgruppe der Folklore-

Akademie der Casa de la cultura de Nuñoa.
1966: LP «Victor Jara». Erstes Album als Komponist und

Solist.
1968: Preis der «Disco de Plata».
1969: Erster Preis beim Festival des Neuen Chilenischen

Liedes, unterstützt von der Katholischen Universi-
tät Santiago. LP «Pongo en tus manos abiertas».

1970: Erforscht und entwickelt den Gebrauch traditionel-
ler südamerikanischer Instrumente in seiner Musik.
LP «Canto libre». Arbeitet intensiv mit Celso Garrido-
Lecca an der Musik für «Los Siete Estados», ein Bal-
lett von Patricio Baster, dem Choreographen des
Chilenischen Nationalballetts. Januar–September:
Konzerte und Vorführungen für Salvador Allendes
Wahlkampagne.

1971: Leitet das Seminar für Volkstanz in der Tanzschule
der Universidad de Chile. LP «El derecho de vivir
en paz»; Preis als bester Komponist des Jahres.
Konzerte und Vorträge in Mexiko, Costa-Rica, Ko-
lumbien, Veneziela und Argentinien als offizieller
Kulturvermittler der Regierung Allendes.

1972: Feldstudien mit Tonaufnahmen und Dokumentatio-
nen über die Geschichte des Slumsviertels «Herminda
de la Victoria», die zu seiner LP «La Población» führen.

1973: Konzerte und Vorträge für die Wahlkampagne der
Abgeordneten der Unidad Popular, Konzertreise
nach Peru, veranstaltet durch das Institutio Nacional
de Cultura in Lima.

Victor Jara mischte sich unter die grossen und kleinen Leute und besang ihre Probleme und Sorgen.

Kommentar

Blutgetränkte
Vergleiche
1988 verlor Diktator Pionochet un-
erwartet die Präsidentschaftswah-
len in Chile. Doch Pinochet wäre
nicht Pinochet, wenn er für sich
nicht vorgesorgt hätte. Zuerst blieb
er Oberbefehlshaber des Heeres.
Nur einen Tag nach dem Rücktritt
aus der Armee liess er sich zum «Se-
nator auf Lebenszeit» befördern.
Mit diesem Schachzug hatte er sich
in Chile die Straffreiheit erschlichen.
Im Oberwallis hat der Ex-Diktator
anscheinend einen Fürsprecher ge-
funden. In Leserbriefen setzt sich D.
Jossen für Pinochet ein. Die zyni-
schen Sprüche reduziert der Verfas-
ser der Leserbriefe auf die Formel:
«Es gibt eben Menschenrechte und
Menschenlinke». Mit dem Hinweis
auf die «100 Millionen Opfer des
Kommunismus» versucht er, die
Verbrechen Pinochets zu verniedli-
chen. Diese Rechtfertigungsversu-
che scheitern aber kläglich, weil
Tote sich nicht gegeneinander aus-
spielen lassen. Vergleiche dieser Art
sind menschenverachtend, weil sie
nichts über das Schicksal der ein-
zelnen Personen aussagen. Ein Bei-
spiel dafür ist und bleibt Victor Jara.

Hilar Eggel

Victor Jara
mit seiner Frau
Joan und seinen
beiden Töchtern.
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3000 Franken
Der CVP-Verwaltungsrat der
WEG und seine Wasserträger
haben vor Jahren für völlig
überrissene  300  Millionen
Franken  der  Alusuisse  die
Rhowag-Aktien  abgekauft.
Jetzt sollen noch einmal 150
Millionen Franken in die ma-
rode CVP-WEG gebuttert wer-
den. Für eine fünfköpfige Fa-
milie macht dies die stolze
Summe von 3000 Franken
pro Jahr. Wir meinen: vorerst
ausmisten und aufräumen
statt immer mehr Steuergel-
der verschleudern.

Abo-Erneuerung

30 Franken?

* Jene, die uns aktiver unterstützen wollen, können mit beigeheftetem Einzahlungs-
schein auch 60 Franken oder mehr bezahlen. Herzlichen Dank. (ra)

30 Franken
In der Schweiz gibt es immer
weniger kritische Zeitungen.
Die Zeitungen sterben wie
Fliegen. Jeden Tag eine mehr.
Anders die «Rote Anneliese»:
seit mehr als 25 Jahren er-
scheint die einzige Opposi-
tionszeitung im Oberwallis
mehr oder weniger regelmäs-
sig. Wer im Oberwallis wissen
will, was hinter den Kulis-
sen läuft, muss unser Blatt
abonnier t haben. Und die
«Rote Anneliese» kostet nicht
3000 Franken sondern nur
30 Franken.*

Falsch Richtig

Wohin man/frau geht

Freitag, 17. März, 20.30 Uhr
Von Zipfeln und Gipfeln
mit Lukas Amman, Simon Ledermann
und Eleni Haupt
Das frivol-musikalische Sammelsurium mit
erotischen Texten aus der Schweizer Literatur;
Lieder über die Sehnsucht, die Lust, die Gier
und das Fieber in den Körpern.

Mittwoch, 5. April, 14.00 und 20.30 Uhr
Horta von Hoye
Die Bildhauerin arbeitet mit Zeitungspapier.
Das Publikum – das sozusagen am Atelier-
fenster sitzt – kann beobachten, wie skurille,
ausdrucksstarke Figuren entstehen, die alle
ihre eigenen Lebensgeschichten zu haben
scheinen.

Samstag, 18. März, 21.00 Uhr
Sweet Sixteen
Pop, Schlager, Entertainment der Extraklasse
...hat sich zu dem Geheimtip gemausert. Unter
der Leitung des bekannten Bandleaders James
Past spielte die 16-köpfige Combo mit namhaften
Grössen aus dem Showbusiness wie Erhard
Kaslowsky, Abraham Pinkerton, Gabriel & the
Whobangles oder Werner Klein-Band, um nur
einige zu nennen.

Samstag, 25. März, 21.00 Uhr
Three Base Hit
Ambient-Jazz
Im Zentrum dieses Trios stehen die transparen-
ten und dennoch geheimnisvollen Eigenkompo-
sitionen (Gitarrist Patric Lerjen), die wie unter-
kühlte Popsongs klingen und gerade dadurch
intensiv und direkt wirken. Knackige, trockene
Sounds, durchsetzt mit seltsam schimmernden
Klangfetzen, schaffen Räume, in denen jeder Ton
aufhorchen lässt.

Freitag, 14. April, 21.00 Uhr
Corin Curschellas
Songs, Chansons
Hemmungslos inspiriert, lustvoll subversiv, in-
tensiv verspielt, federleicht und traurig, multi-
dimensional weiblich, stark und zum abheben
schön – gletscherschmelzend beschreibt sich das
neue Programm des Corin Curschellas Quintett.

Samstag, 6 Mai, 21.00 Uhr
Paraffine
Noise-Pop / Rock
Mit ihrem dritten und aktuellen Album im Hand-
gepäck sind sie auf CH-Tournee und gastieren
zum ersten Mal im Tünel. Grosse Live-Erfahrung
und eine bestechende Bühnenpräsenz machen die
fünf Freiburger hörens- und sehenswert.

Samstag, 13. Mai, 21.00 Uhr
Allpot Futsch
Crossover-Punk
Melodiös, schnell, langsam, laut und präzise –
oder auch nicht – lässt diese Band aus Naters
dem Zuhörer ihre Refrains um die Ohren klingen.

Jeden letzten Freitag im Monat ab 21.00 Uhr
Müsigbar im Tünel

Tünelkultur
Rest. Simplon Naters

Freitag, 31. März 2000
im Tünel, Restaurant Simplon, Naters
Gründungsversammlung
der JUSO Oberwallis
Die Jungsozialistinnen und Jungsozialisten
laden alle interessierten Jugendlichen, die an
vorderster Front am sozialen und ökologi-
schen Umbau des Oberwallis mitarbeiten,
herzlich zur Gründungsversammlung der
JUSO Oberwallis ein.

Für weitere Infos steht Cyrill Pinto, Visp,
Tel. und Fax 946 82 29 zur Verfügung.

Gründungsversammlung Freitag, 24. März, 19.00 Uhr
im Tünel, Restaurant Simplon, Naters

Traktanden:
1. Begrüssung
2. Jahresbericht
3. Kassabericht
4. Statutenrevision
5. Ausblick 2000
6. Referat von Staatsrat Thomas

Burgener zur Spitalpolitik
7. Verschiedenes

Alle SPO-Mitglieder sind herzlich eingeladen.

Kongress der
Sozialdemokratischen
Partei Oberwallis

Sonntag, 19. März 2000 (St. Josef), 14.00 Uhr
Restaurant Bellevue in Naters
Generalsversammlung der Ge-
werkschaft Bau & Industrie (GBI)
Ansprache von Nationalrat Paul Rechsteiner,
Präsident des Schweizerischen Gewerkschafts-
bundes (SGB): Nur eine soziale Schweiz schafft
Zukunft und Wohlstand für alle.

Oberwalliser 1. Maifeier 2000
ab 16.00 Uhr, auf dem Sebastiansplatz in Brig
1. Maiansprachen, Live-Musik, Essen und
Getränke

Veranstaltungen
des Oberwalliser
Gewerkschaftsbundes

Dr. Salomon Biderbost erlebte die Einführung
des New Public Management, kurz NPM, im
Sozialdienst der Justizdirektion Zürich. Seine
Erfahrungen machten ihn hellhörig. In diesem
Buch reflektiert er nicht nur seine Erfahrungen,
er nimmt kritisch Stellung zur neuen Verwal-
tungskultur. Als linker und sozial engagierter
Mensch kritisiert der Autor von «Übersetzter
Geschwindigkeit an Leben vorbei» eine Entwick-
lung, die den Menschen immer weniger in den

Buchtip:
Die schmale Verwaltung
von Dr. Salomon Biderbost

Mittelpunkt staatlichen Handelns stellt. Ein
Buch, das aufhorchen lässt und «Blinde Flecken»
in der laufenden Verwaltungsreform aufdeckt.

Übrigens: Dr. Salomon,
der aus dem Goms stammt,
ist langjähriger Freund
der «Roten Anneliese».

Die schmale Verwaltung
Realotopia, 8080 Bülach
Tel. 01 860 79 50
Fax 01 862 18 53
Preis: ca. 20 Franken

➦
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Ulrich Appenzeller, der Un-
terhändler des Departementes
für Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport (VBS),
lässt sich von den Forderun-
gen und Wünschen der Ge-
meinde Münster nicht beein-
drucken. Für den Verkauf des
Flugplatzareals (Unterstände,
Pisten, Boden) will das VBS
schätzungsweise 750 000 –
800 000 Franken. Inbegriffen
sind die Kosten für die Re-
naturierung in der Höhe von
150 000 Franken. Genaue Zah-
len allerdings gibt Appenzeller
nicht bekannt. Diese stehen
im neusten VBS-Angebot, das
der Gemeinde Münster seit
kurzem vorliegt.

Es handelt sich dabei bereits
um das zweite Angebot des
VBS an die Gemeinde Mün-
ster innert Jahresfrist. Im
März 1999 hatte das VBS
noch rund 850 000 Franken
verlangt. Die Renaturierungs-
kosten schätzte das VBS
schon damals auf 150 000

Minimal-Renaturierung des Flugplatzes für 150 000 Franken

Militärs bitten Münster
frech zur Kasse

Franken. Im Herbst 1999 leg-
te dann die Gemeinde Mün-
ster ihre Vorschläge auf den
Tisch. Appenzeller dazu: «Die
von der Gemeinde vorgeschla-
genen Renaturierungskosten
waren eindeutig zu hoch.» Die
Gemeinde Münster schätzt
die Renaturierungskosten
rund dreimal höher ein, das
heisst auf rund 450 000 Fran-
ken.

Militärs wollen
Renaturierung ohne
Humus!
Auch beim Preis für das Flug-
platzareal gehen die Meinun-
gen offenbar weit auseinander.
Das VBS verlangte letzten
Frühling rund 700 000 Fran-
ken, die Gemeinde Münster
hingegen will rund 140 000
Franken zahlen. Beide Zahlen
beziffern den Wert der Anla-
ge nach Abzug der jeweils
deklarierten Renaturierungs-
kosten. Die grösste Differenz
besteht in der Bewertung der

Renaturierungskosten. Laut
Appenzeller will das VBS
bloss die oberste Schicht ab-
tragen und die Kosten für eine
Humusschicht sparen. Von
VBS-Beamten ist auch der
Vergleich mit der Normandie
zu hören, wo die Amerikaner
im Zweiten Weltkrieg eine
Betonpiste erstellt haben. Die-
se hätte sich «in den letzten
50 Jahren tipptopp selbst re-
naturiert.»

Mit Blick auf die einheimi-
schen Baufirmen hat die Ge-
meinde Münster alles Interes-
se den Renaturierungspreis
möglichst hoch zu halten.
Jetzt muss Münster den eifri-
gen VBS-Beamten die Stirne
bieten. Auch das VBS hat ein
Interesse, dass die Anlage
endlich verkauft wird. Dann
können sie sogar mit einer
Auszahlung seitens der Ge-
meinde Münster rechnen.
Lehnt allerdings Münster die
Minimalrenaturierung und
den Flugplatzkauf ab, dürfte
sich ein für das VBS langwie-
riger und kostspieliger Rück-
zug aus dem Goms ergeben.
Dann müsste das VBS die
Renaturierung der Piste und
den Unterhalt der Anlagen
selbst berappen.

Kulturlandschaft Oberes Goms

Fonds Landschaft Schweiz
schlägt Gesamtkonzept vor
(ktm) – Die Gemeinde Münster will auf dem Flugplatzareal
ein Naherholungsgebiet mit See und Teich bauen. Deshalb
hat Münster ein Gesuch um finanzielle Unterstützung beim
«Fonds Landschaft Schweiz» (FLS) eingereicht. Ebenfalls
die Gemeinde Geschinen hegt ähnliche Pläne zur Umge-
staltung des Militärflugplatzes, der bereits abgerissen wird.
Der FLS wurde 1991 anlässlich der 700 Jahr Feier gegrün-
det und wird hauptsächlich von Bundesgeldern gespiesen.
Letztes Jahr haben National- und Ständerat weitere 50 Mil-
lionen für die nächsten zehn Jahre bewilligt.

Die Präsenz der Militärs hat dem Goms grosse Bela-
stungen gebracht. Andererseits haben die beiden Militär-
flugplätze dazu beigetragen, dass die Dorfbilder noch weit-
gehend intakt geblieben sind und eine Ausuferung in der
gesamten Talebene verhindert werden konnte. Für den Ge-
schäftsleiter des FLS, Hans Weiss, liegt darin «eine grosse
Chance für das Goms und den Tourismus». Deshalb stösst
das Gesuch der Gemeinde Münster bei der FLS-Kommis-
sion auf offene Ohren. Laut Weiss ist es im Hinblick auf
den Rückbau der Flugplätze und den Bau der Umfahrungs-
strasse wichtig, dass es ein Gesamtkonzept für die Gestal-
tung des Kulturraumes Oberes Goms gibt.

Hans Weiss schlägt deshalb den betroffenen Gommer
Gemeinden im Frühling eine gemeinsame Sitzung vor, an
der voraussichtlich auch zwei Mitglieder der FLS-Kommis-
sion teilnehmen werden, nämlich Staatsrat Wilhelm
Schnyder und alt Ständerat Willy Loretan.

(ktm) – Das Militärdepartement verlangt von
der Gemeinde Münster einen überrissenen
Preis für das Flugplatzareal und will für die
Renaturierung fast nichts bezahlen. Einmal
mehr ziehen sich die Militärs billig aus der
Verantwortung.

Mit dem Abriss des Militärflugplatzes Ulrichen-Geschinen wurde letzten Herbst schon
begonnen. Hier und auch in Münster soll eine Biotop-Anlage entstehen.


